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für Halle und den Saalkreis, die Kreiſe Merſeburg Buerfurk, Pelihſch- Bikkerfeld,

Kevlſion der Fclederheningnngen?

enderung. Die Japaner und Ftaliener erklären, dieſe ganze
age regeln zu laſſen, ohne ſelbſt Einwendungen zu machen.
lgien ſchließt ſich dem franzöſiſchen Geſichtspunkte an.

Die Ungewißheit über die Vorkommniſſe in den nächſten
agen, welche aus Jnformationen engliſcher, amerikaniſcher
nd Pariſer Zeitungen ſpricht, läßt ſich heute auch in der ganzen
brigen Preſſe erkennen. Humanite ſtellt dies ihrerſeits
usdrücklich feſt und meint, in allen Punkten bekunde ſich die
nordnung und Zuſammenhangloſigkeit der Pariſer Konferenz.
weifellos werde man bald die Antwort der Entente beſitzen.
egenvorſchläge, Antwort, Gegenantwort, kurz, die Diskuſſion
be bereits begonnen. Uebrigens ſei eine Diskuſſion dazu an
tan, der deutſchen Regierung die ſchwere Aufgabe des Unter
ichnens zu erleichtern. Dies ſei für die franzöſiſche Regierung

ine Erwägung, Mlche ſie nicht unberückſichtigt laſſen könne.
Auch heute k Hervé wieder auf ſeine geſtrigen Ausfüh
h on t w liche h t Weg ſuche gro m ig t

u können. Man würde früher oder ſpäter durch die eigene
Deffentlichkeit in Frankreich dazu getrieben werden, die Ver

tragsartikel über das Saarbecken, die deutſchen Kolonien und
die Angliederung Oeſterreichs an Deutſchland zu revidieren.
Da ſei es beſſer, dieſe nicht gelöſten Fragen ſofort zu löſen.

Der Regierung naheſtehende Blätter ſuchen natürlich einen
ſehr ſcharfen Ton anzuſchlagen. Figaro verlangt, man müſſe
angeſichts der Haltung der deutſchen Regierung keine Zeit ver
lieren, den deutſchen Gegenvorſchlag unerörtert
zurückſchicken und eine ganz kurze Friſt für Annahme des un
veränderten Vertragsentwurfs ſtellen. Wenn die Deutſchen
nicht in Verſailles unterzeichnen wollen, werde man ſie zwingen,
in Berlin zu unterzeichnen. Nur in dieſem Tone
dürfe man mit Scheidemann ſprechen.

Amſterdam, 1. Juni. (W.T. B.) Der Pariſer Korre
ſpondent des Daily Herald meldet: Hier neigt man zu
der Anſicht, daß die Alliierten die deutſchen Gegen-
vorſchläge als Grundlage für ernſte Beſpre-
chungen annehmen dürften. Er' erfabre, daß drei Mit-
glieder des Viererrates willens ſind, mündliche Beſprechungen
zuzulaſſen. Nur Clemenceau bleibt halsſtarrig und wird
dabei anſcheinend von Pichon beeinſlußt. Es beſteht alſo jede
Ausſicht auf weitere Verhandlungen, und es iſt ſehr gut mög
lich, daß Deutſchland in der Frage der öſtlichen Grenze wichtige
Zugeſtändniſſe gemacht werden.

Berlin, 2. Juni. (W. T. B.) Verſchiedene Blätter ſprechen
von einer Entſpannung in Paris. Der Verſailler Bericht
erſtatter der V. Z. ſagt: Es ſcheint ein Wettſtreit vorhanden,
Deutſchland in vorſichtigen Formen den guten Willen zu zeigen.

Jm B. T. heißt es aus Verſailles: Aus verſchiedenen Be
obachtungen ſei zu ſchließen, daß ſich zurzeit eine grundſätz
liche Auseinanderſetzung über den Vorfrieden
zwiſchen den Alliierten abfpiele.

Gegen den Gewalktfrieden!
Zehn Anklagepunkte des franzöſiſchen Arbeitsbundes.

Paris, 31. Mai. Der rege Arbeitsbund ſtimmte mit
allen gegen zwei Stimmen e
teſt gegen den Friedensvertrag der Verbündeten die
folgenden 10 Anklagepunkte aufſtellt: 1. enthält der Ver
trag die Ablehnung des Selbſtbeſtimmungsrecht s der
Völker, 2. die Vornahme erhöhter Gebietserweiterun-

n, 2. Verſtöße gegen die Verpflichtungen, dic der Völker
und anuferlegt, 1. die Rückkehr e dem alten Syſtem der

Bündnisſchließnngen, 5. die Undurchführbarkeit einer
allgemeinen Abrüſtung, 6. die Beibehaltung der Kolo
nialpolitik, keine internationale Regelung des Finangz-
ſyſtem s, 8. das Fehlen eines internationalen wirtſchaft
lichen Organismus, 9. rig Wirtſchafts
krieges und der Blockade, 10. 1 Vertrag ein wirkliches internationales Arbei le rrecht vermiſſen.

Die Streikbewegung in Frankreich.
Verſailles, 1. Juni. (WV. T. B.) Wie Populaire meldet.

haben geſtern 18000 Bergleute r et Pas de
Palais beſchloſſen, morgen in den Teneralſtreik zu itreten,
um Erhöhung ihrer Löhne, Einführung des Achtſtundentages
und Verbeſſerung der Altersrenken durchzuſetzen. Die Arbeiter

entſchloſſen, nicht wieder zur Grube zu fahren. bis ſie die
orderungen durchgeſetzt haben. Im Gebiet herrſcht Ruhe.
Demſelben Blaite zufolge droht ein Gene ralſtreik

aller Metallklarbeiter im Pariſer Gebiet. Die Be

em Antrage zu, der als Pro

und höherer Lohnſähe bezweckt, ſcheint auch auf Mittelfrank
reich überzugreifen. Aus demſelben Grunde faſſen auch die
Angeſtellten aller Pariſer Untergrundbahnen den
GSeneralſtreik ins Auge. Die Streikbewegung in Paris,
die hauptſächlich die Einführung des Achtſtundentages und Er
höhung der Löhne zum Ziele hat, nimmt ſtändig zu und der
kaum beendete Streik der Bankangeſtellten ſcheint aufs neue
entflammen zu wollen.

Frankreichs ungeheuere Kriegslaſten.
Verſailles, 581. Mai. (W. T. B.) Jn der geſtrigen

Sengatsſfisung hielt anläßlich der Interpellationen über
die Finanzlage Ribot eine dreiſtündige Rede, in der er
hervorhob, daß das in Frankreich herrſchende Unbehagen durch
die Unklarheit über die finanziellen Laſten, die das Land zu
tragen haben werde, verurſacht ſei. Ribot ſtellte feſt, daß da e
Budget des Jahres 1919 ungefähr 44 Milliarden

werde, und erklärte, daß die franzöſiſche Regierung

wegung, welche gleichfalls die Einführung des Achtftundentages

zur Deckung dieſer Ausgaben, die, abgeſehen von 16 Milliarden
des Zivilbudgets, ſich auf militäriſche Ausgaben begögen, eine
Anleihe von 80 Mill iarden ausgeben müſſe. Ferner
berechnet er, daß Frankreich bis zum Jahre 1926 etwa 25
Milliarden für Kriegspenſionen und 15 Milligrden für Beſchädigungen, alſo insgeſamt weitere
40 Milliarden werde ausgeben müſſen. Deutſchland werde bis
r dieſem tpunkt etwa 5 Milliarden bezahlen. Den übrig
leibenden Ausfall von 35 Milliarden müſſe Frankreich gleich

falls decken. Wenn Frankreich ſein Budget nicht durch Zah
lungen Deut,ſchlands ausgleichen könne, dann müſſe
Frankreich Anleihen aufnehmen, aber rei Bundes
genoſſen dürften Frankreich dieſe ganze Laſt nicht allein n
laſſen. Die Ausgaben müßten im Verhältnis der Hilfsquellen
jedes einzelnen zuſammengelegt werden. Solange dieſe Frage
nicht gelöſt ſei, komme man nicht zur Klarheit. g

tmachungen zwingen, mit Frankreichs Bundesgenoſſen ein
inanz und Zollabkommen treffen, das Frankreichs Intereſſen

wahre, durch große Erſparniſſe und freie Entwicklung der wirt-
chaftlichen Produktion des Landes eine Budgetausgleichung
iecherſtellen. einer weiteren Ausgabe von Staatsſchatzſcheinen

ein Ende ſetzen und durch baldige Ausgabe von Liquidations
anleihen kurzfriſtige Staatsſchatzſcheine einziehen laſſen

Wer hat den Gewaltfrieden
verſchuldet?

In der nationaliſtiſchen Preſſe iſt gerade in dex letzten Zeit
mit beſonderem Nachdruck immer wieder beton“ worden, das
plötzliche Friedensangebot ſei nicht notwendig ge
weſen, habe im Gegenteil das ganze Unglück des Gewaltfriedens
herbeigeführt. Jn der Sonnabendausgabe der Poft wird, aller
dings unbeabſichtigt, lediglich zu dem Zweck, Ludendorff „von
der Schuld an dem verlorenen Kriege reinzuwaſchen, eine Dar
ſtellung gegeben, die klipp und klar beweiſt, daß der militäriſche
Zuſammenbruch zum ſofortigen Friedensangebot zwan g.
Oberſt Bauer, einſtmals Chef des Artillerieweſens im
Großen Hauptquartier und einer der vertrauteſten Mitarbeiter
Ludendorffs behandelt in einem Buche den kritiſchen Zeit
abſchnitt. Daraus geht hervor, mit wie großem Nachdruck die
Oberſte Heeresleitung auf ſofortige Einleitung von Frie
densverhandlungen drängte. Sie drängte ſo ſehr, daß ſie ſich
am 1. Oktober 1918 nur unter der Bedingung mit einen
Aufſchub des Friedensangebots bis zum andern
Morden einverſtanden erklärte, wenn noch bis zum
Abend des gleichen Tages die damals ſchwer zu löſende
Frage. wer Reichskanzler werden ſolle, geklärt würde.

Sollte dagegen die Bildung der Regierung irgendwie zweifel
haft ſein, ſo halte ich, antwortete Hindenburg telegraphiſch auf
Anfrage, die Ausgabe der Erklärung an die fremden Regie
rungen heute nacht für geboten. Das beweiſt genug.
An erfolgreichem Widerſtand war nicht mehr denken.
Schwindel iſt, zu behaupten, die Fortführung des Krieges hätte
einen glimpflicheren Frieden oder gar den Sieg der deutſchen
Waffen herbeiführen können. Jn einem Fortrage, den der
Vertreter Ludendorffs am 2. Oktober 1918 vor den Partei
führern hielt, wurde außerdem geſagt:

„Noch iſt das deutſche Heer ſtark genug, um den Gegner
mongatelang aufzuhalten, örtliche Erfolge zu er-

ringen und die Entente vor neue Opfer zu ſtellen. Aber
jeder Tag weiter bringt den Gegner ſeinem Ziel
näher und wird ihn weniger geneigt machen, mit

uns einen für uns erträglichen Frieden zu ſchließen.
Dieſe Auslaſſung ſpricht nicht für das nationaliſtiſche Ge

ſalbadere von der Möglichkeit des Sieges bei längerem „Durch
lten“. Wohl aber beweiſt ſie, daß die Oberſte Heeres

ei tung ſträfticherweiſe mit der Einleitung von Friedens
verhandlungen ſo lange gewartet hat, bis der Zuſammenbruch
ungabwendbax, der Sieg der Gegner gewiß war. RNit Gefäng-
nis und Zuchthaus hatte man alle bedroht, die es wagten, gegen
die verderbenbringende Kriegspolitik der damaligen Machthaber
zu opponieren, bis endlich die Oberſte Heeresleitung ſelbſt den
lange von der verfolgten Oppoſition vertretenen Standpunkt
einnahm. Nun war es zu ſpät. Ein paar Jahre früher hätte

Stellungnahme uns einen Frieden der Verſtän-
i g u n g gebracht, jetzt muß das deutſche Volk einen Gewalt-ſoWergleigen über ſich ergehen laſſenl

n Wräh

wikkenberg Schweiniß, Torgau Tiebenwerda, Sangerhauſen Erkarksberga und die Mansfelder Kreiſe.

Ein unerhörtes Treiben
Neue Kriegshetze der „Oberſten Heeresleitung
Die militäriſche Neben regierung war im wilheß

miniſchen Deutſchland eine ſtändige Einrichtung. Sie trägt,
wie bekannt, einen Hauptanteil an der Schuld am Kriege
Während des Krieges fand ſie in der unumſchränkten Diktatur
Ludendorffs ihren „vollkommenſten“ Ausdruck. Sie hat
zu einem erheblichen Teile zu der ungeheuren Kataſtrophe des
deutſchen Volke und zum Zuſammenbruch Deutſchlands bei
getragen. Die Regierung BethmannHollwegs war nichts als
ihr williger und gefügiger Handlanger. Sie hat unbeſchreib-
liches Elend und Unheil über das deutſche Volk gebracht. Durch
die Revolution vorübergehend beiſeite gedrängt, hat es der Ver
rat der EbertScheidemannNoske verſchuldet, daß die mili
täriſche Nebenregierung wieder obenarf zu kommen und
unheilvolles Treiben erneut aufzunehmen vermochte. Sie
heute ihren verhängnisvollen Einfluß wieder ganz in der alten
Weiſe aus und regiert über die Köpfe der „ſozialiſtiſchen“ Re
gierung hinweg weiter luſtig darauf los und iſt drauf und dran
einem neuen Krieg im Oſten zu entfeſſeln. Die alten Militärs

brennen förmlich darauf. Trotz der Beendigung des Krieges
und trotz der Revolution gibt es bei uns noch immer ſo etwas
wie eine „Oberſte Heeresleitung. Sie hat ſich der Ebert
Scheidemann Regierung in ihrer Erdroſſelung der revolutio
nären Arbeiterſchaft unentbehrlich zu machen verſtanden, und
treibt auch äußere Kriegspolitik auf eigene Fauſt. Hat ſie ſich
doch neuerdings allen Ernſtes mit der Frage der Wieder
aufnahme des Krieges beſchäftigt. Dieſe nicht un
bekannte Tatſache wird jetzt auch unzweidentig in den folgenden
amtkichen Auslaſſungen beſtätigt:

einer etwaigen Wiederaufnahme des Krieges el
An demſelben Tage, an dem die Reichsregierung davon
Kenntnis erhielt, nämlich am 27. Mai, tebegraphierte ſie an die
Oberſte Heeresleitung:

Rundfrage der Oberſten Heeresleitung vom
21. Mai 19 betr. Befragung ber Bevölkerung wegen etwaiger
Wiederaufnahme des Krieges wird von der Reichs
regiernng nicht gebilligt Reichsregierung erſucht,
Umfrage und Beantwortung ſofort abzuſtellen,“ da ſie als
politiſch anzuſehen und daher über Rahmen der Tätigkeit der

Oberſten Heeresleitung hinausgeht.“
Darauf hat die Oberſte Heeresleitung am 80. Mai geand

wortet:
„Gemäß telegraphiſcher Anordnung der Reichsregierung i

die Rundfrage am 21. Mai eingeſtellt worden. Jch
hätte es dankbar begrüßt, wenn mir vor dieſer Weiſung Se

legenheit gegeben wäre, dem Kabinett meine Gründe für die
Umfrage darzulegen. Für alle Fälle klare und ſichere Unter
lagen für Entſchließnungen za ſchaffen, vor die die

Oberſte Heeresleitung von der Reichsregierung geſtellt werden
kann, war der Hauptgrund der Umfrage. Daneben hat aber
noch ein anderer Grund r v r Nach Bekanntwerden
der Friedensbedingungen iſt Herr Generalfeldmarſchall
von telegraphiſchen, ſchriftlichen und mündlichen Ratſchlägen,
Proteſten und Kundgebungen jeder Art überſchüttet worden,
aus denen ein oberflächlicher Beobachter leicht den Eindruck
gewinnen konnte, als ob Volk und Heer zum Kampfe feſt ent
ſchloſſen wären und dieſer Kampf auch gegen den Willen der
Reichsregierung aufgenommen würde. Ja, es geht ſo weit,
daß der Oberſten Heeresleitung aud manchen Kreiſen Mangel
an Entſchloſſenheit und nationale Lauheit vorgeworſen wurde.
Unter dieſen Umſtänden mußte ihr beſonders daran liegen,
ein ungefärbtes Bild über die Lage zu gewinnen, um einer
ſeits auf die Hitzköpfe bernhigend einwirken zu können und
anderſeits einwandfreie Unterlagen zu erhalten, um die in
abſehbarer Zeit mit Sicherheit zu erwartenden Angriffe der
Preſſe und öffentlichen Meinung mit ſchlagendem Beweis
materigl abwehren zu können.“

Die Oberſte Heeresleitung hatte alſo ebenſo wie die Reichs
regierung die Abſicht, beruhigend zu wirken und die friedliche
Politik des Reiches nicht durch Hitzköpfe ſtören zu laſſen. Die
Reichsregierung baut auf den inneren Rechtswert und die über
zeugende Kraft ihrer Gegenvorſchläge, nicht auf eine
Erneuerung des Waffenkampfes von unſerer Seite. Dabei
wird es aber ihre dauernde Bemühung ſein, die Si ch e rung
aufgaben in den Oſtprovinzen in keiner Weiſe ver-
nachläſſigen zulaſſen.

Soweit die durch Wollfs Bureau verbreiteten Erklärungen
der Regierung. Das erneute eigenmächtige Handeln der „Ober
ſten Heeresleitung erweiſt ſich wieder als einer jener unerhörten
Skandale, die in den letzten Wochen einander förmlich jagen
und deren Gipfelung bisher die Befreiung des Oberlent-
nants Vogel darſtellte. Die famoſe „Rundfrage der Oben
en Heeresleitung bleibt auch nach der harmloſen Ausleguns,
ie man ihr jetzt zu geben verſucht, ein unverſchämter Ueber

der militäriſchen Stellen: er kommt einer offenen Ves
nung der Regierung gleich. Aber im Grunde hat es ja dieſe

„ſogzialiſtiſche“ Regierung reichlich derdient, daß die gegenrevs
lutionären und kriegslüſternen Militärs es ſo offend wagen,Schindluder mit ihr zu ſpielen. Hat ſie doch die Rilitä :reaktien
gefliſſentlich geſtärkt und wieder in den Sattel gehoben während

Sezlin, 1 Jun. S. Die Oberſte
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ſie die Weiterende de Weitere en wit Sotteten. Ha
v web ren niedergehalten und eſammervolles Zerrbild aus ihr gemacht hat. Vieſ „ſogialiſtiſche“

Regierung ſpielt eine erbärmliche und eine lächerliche Rolle zu
leich. Sie legt dadurch aber au nz von ſelbſt die uihren Sturz ch ganz ſelbſt die Urſachen

Aeber die Vorbereitung des neuen Krieges
gibt eine militäriſche Verfügung intereſſanten Aufſchluß, diewir in der Freiheit abgedru ſident 4 ſchuß
9. Jnfanterie-Brigade,Abſchnitt Zullichau.

J.-Nr. 160. Perſönlich
Vertraulich! Züllichan, den 26. 5. 19.

Herrn
Die Oberſte Heeresleitung will ein klares Bild
winnen, wie die Beurteilung zu einek etwaigen
iederaufnahme des Krieges ſteht.

Um zu erfahren, wie die Stimmung im BHereich des Ab-
ſchnitts Zänichan iſt, wende ich mich unter anderen namha
Verſönlichkeiten an Sie mit der Vitte, den anliegenden Frage
bogen ausgefüllt mir baldigſt unter Benutzung des auliegen-
den Briefumſchlags zurückzuſenden. Dütriqh

rich,Generalmajor und Kommandeur
der 9. Jnfanterie-Brigade.

Fragebogen.
3. Jſt die Bevölkerung in überwiegender Zahl für Wieder

aufnahme des Krieges oder nicht?2. Wenn die R. 1 bejaht wird, iſt die Bevötrerung dann

nur zur Verteidigung bzw. Wiedernahme ihrer engeren
Heimat oder auch zu weiter gehenden Kämpfen
bereit, ſelbſt wenn ſie außerhalb Deutſchlande, z. B. in
Volen oder Rußland geführt werden müßten?

o. er Linvernfunssa den Fahnen Ausſicht auf
rfolg?

4. Kann mit einem großen Zuſtrom von Freiwil-
ligen gerechnet werden

5. Jſt die Vevölkerung bereit. und entſchloſſen, gegenüber per
ſönlichem, wirtſchaftlichem und volitiſchem Druck, den eine
feindliche Beſetzung des Landes mit ſich bringt, ſtandhaft
zu bleiben?
Sind bei Wiederaufnahme des Kampfesinnere Unruhen zu beſürchten, und in welchem Um
fange?

Bedarf es noch eines Veweiſes dafür, daß nicht nur in Grau-
denz, in Broniberg und in anderen entlegenen Orten zum
Kampf mit den Waffen aufgerufen wird, ſondern daß die höch
ſten Stellen des Reiches mit dem Gedanken eines neuen Krie-
g. nicht nur ſriclen, ſondern alle Vorbereitungen für die

iederaufnahme des Krieges trefſen?
Die Weiße Garde tritt vor die Front

müde. Es drängt ſie zur Betätigung im Jnnern wie nach
ausen. Die Arkeiterſchaft wird mit immer neuen Gewalt-
maßregeln gereizt, den „Feinden“ ſtreckt man die geballte
Fauſt entgegen. Aber die Militärs und ihre rechts ſozialiſtiſchen
Helfer ſollen ſich nicht täuſchen. Die „Feinde“ lachen über die
drohdenden Eeſten, ſie ſind ihnen höchſtens ein willkommener
Anlaß, um die Notwendigkeit eines Gewaltfriedens gegen
Deutſchland von neuem zu begründen. Und die Arbeiterichaft
wird ſich weder in einen neuen Krieg hetzen noch vor die
Maſchinengewehre und Kanonen der Weißen Garden irerben
laſſen. Das Proletariat weiß, ſchreibt die Freiheit, daß ſeine
Stunde kommen wird, die Stunde, in der die Gewaltherrſchaft
der Weißen Garde wie ein Spul erſcheinen wird.

Die rheiniſche Republik plakatiert.
akfurt a. M., 1. Jnni. (W. T. B.) Jn Wiesbaden
a in wurden heute Plakate angeſchlagen, auf denen

ore Gründüng einer rheiniſchen Republik be-
kanntgegeben wird. Dieſe rheiniſche Republik ſoll nach dem
Aufruf eine „Friedensrepublik“ ſein und das Rheinland, Rhein-
heſſen, die Rheinpfalz und das Fuürſtentum Birkenfeld umfaſſen.
Die vorläufige Regierung. die angeblich ſchon beſteht, hat ihren
Sis in Wiesbaden; endgültig ſoll Koblenz Hauptſtadt werden.
Die Erlaubnis zu Wahlen zu der verfaſſunggebenden Verſamm-
lung ſoll ſofort eingeholt werden. Die bisherigen Staats- und
Gemeindebehörden ſollen bis auf weiteres im Amte bleiben.
Der Aufruf iſt unterſchrieben von drei Arbeitsausſchüſſen, näm-
lich dem Rheiniſchen Arbeitsausſchuß, dem Naſſauiſch-Rheini-
ſchen Arbeitsausſchuß und dem Pfälziſchen Arbeitsausſchuß. Es
werden jedoch keine Namen genannt, ſo daß das Plakat und der
Aufruf völlig anonhm ſind. Jn Koblenz und Köln wurde der
Aufruf nicht verbreitet. Nur eine einzige Zeitung des beſetzten
Cebieles hat davon Notiz genommen und ſich in zuſtimmendem
Einne geänßert, der Mainzer Neueſte Anzeiger, ein Blatt, das
hon ſeit einigen Wochen als von feindlicher Seite gekauft gilt.
Selbſt wenn es ſich bei dieſen Vorgängen nur um groben
Unf ſollte, würde Hoch verrat vorliegen. Die

r Bevölkerung bekennt ſich feſt entſchloſſen zum Reich.
Alle verbrecheriſchen Verſuche der Loslöſung ſind auf einzelne
beſonders geſchäftstüchtige, ehrgeizige oder beſtochene Perſonen
zurückzuführen.

Verſchärfung des Belagerungszuſtandes in Berlin.
Noske gibt bekannt, daß er künftig an die m

von öffentlichen Verſammlungen „einen ſchärferen Maßſtab
anlegen will. Es ſei in letzter Zeit eine Reihe von Verſamm-
lungen zu „ſtaats gefährlichen Hetzereien und zur Aufwiegelung

erneuten Putſchverſuchen“ ausgenutzt worden. Das es
pitzei waren, die hier ihrem ſauberen Handwerk Ehre

machen wollten, wird nicht geſagt. Die Verordnungen über
den Belagerungszuſtand ſeien umgangen, öffentliche Verſamm-
iungen ohne Genehmigung des Polizeipräſidenten abgehalten
worden. In Zukunft ſollen „derartige Uebergriffe mit polizei-
lichen und militäriſchen Machtmitteln“ verhindert werden.
Noske habe in letzter Zeit von der Beſtimmung, daß öffentliche
Verſammlungen unter freiem Himmel verboten ſind, mehrfach
Ausnahmen gemacht, um der Bevölkerung Groß-Berlins Ge
legenheit zu geben, zu den Friedensbedin e ungen Stellung zu
nehmen. „Nachdem dies nunmehr in aus eichender Weiſe ge
ſchehen“, werde er weitere Ausnahmen nicht mehr zulaſſen.

Es iſt herrlich beſtellt um „Freiheit“ und „Gerechtigkeit“ in
r „freien deutſchen Republik“. Als die nationaliſti-

ſchen Kundgebungen unter freiem Himmel wit ihren Skan-
dalſzenen vor dem Hotel Adlon begannen, machte Noske
eine Ausnahme, bei der Rieſendemonſtration der U. S. P.
gingen ihm die Augen auf, wie wenig die nationaliſtiſche
Schaumſchlägerei bei den Maſſen der Bevölkerung verfängt,
ijezt mit einemmal werden Ausnahmen nicht mehr geſlatlet.

Regierungs Kuddelmuddel in Bayern.
Bamberg, 31. Mai. (W. T. B.) Jn der heutigen Vor

miltagsſitzung des Landiages wurde die Wahl des
Miniſterpräſidenten vorgenommen. Auf Antrag er-
folgte ſie durch Stimmzettel. Das Wahlergebnis iſt folgendes:
Abgeſtimmt haben 92 Abgeordnete. Davon erhielt der bis-
herige Miniſterpräſident Hoffmann 75 Stimmen; eine
Stimme fiel auf den Abgeordneten Speck (Bayer. Voiksp.),
eine Stimme auf den Abgeordneten. Strathmann (D. D.);
13 Stimmzettel waren unbeſchrieben. Der bisherige Miniſter
räſident Hoffmann iſt ſomit wiedergewählt. Daraufdhin teilteVeaſident Schmitt dem Hauſe folgende vom Miniſterpräſi

denten Hoffmann übermittelte Miniſter liſte mit: Es
übergizumt das Aeußere, Unterricht und Kultus Miniſter
L Hoffmann (Soz.), das Innere der bisherige

Sie iſt des Wartens

uſtizminiſter Endreſe, die Finanzen der Abgeordnete
ves Ounauer, Vp.), den Verkehr rauendorffer (Fach

Abger
Angelegenheiten

chneppenhorVon heren rein ſozialiſtiſchen Regierunnun 38 in Bayern S e e en
„Koalitibnsregierung“ gekommen So fördern unſere
hängigen den Sozialismus

Verfaſſungsberatungen.

einigen Tagen in Berlin tagt, hat ſeine Arbeiten jetzt ſo weit
gefördert, daß die erſte Kommiſſionsleſung der Verfaſſung kurz
vor ihrem Abſchluß ſteht. ſoll die zweite Leſung ſofort vor
gen men werden, um das Verfaſſungswerk ſchnell zuſtande zu

ringen.
„Verankerung des R s“. Berlin, 81. Mai. DerVerfaſſungsausſchuß der a enalderſangts hegbl High

Montag vormittag die Verankerung des Rä eſdſtems in die

Verfaſſung in Angriff zu nebmen und damit die erſte Leſung
um Abſchluß zu bringen. Jn Fraktionsſitzungen werden die
arteien ſofort zum Beſchluß des Ausſc. uſſes in erſter Leſung

Stellung nehmen, ſo am Dienstag die zweite Leſung be
Srune kann, die nach den bisberigen Dispoſitionen bis zum

onnerstag der kommenden Woche beendet ſein ſollen.

Der Kampf um die Arbeiterräte.
Eine Vollverſammlung der kommunalen Arbeiter

räte GroßBerlins nahm am Freitag in einer Ver
ſammlung im Herrenhauſe u. a. auch Stellung zu der Frage
der Arbeiterräte. Es wurde folgende, von den Kommu-
niſten vorgelegte Entſchließung angenommen:

„Die kommunalen Arbeiterräte haben in Ver-
Hindung mit den Betriebsräten und denVetriebsorganiſationen,
denen allerdings das Hauptgewicht zufällt, ihren Teil mit dazu
beizutragen, die kapitaliſtiſche Wirtſchaftsordnung zu zer-
trümmern und die Vorausſetzung für die Errichtung der Räte-
republik mit freien Kommunen zu ſchaffen.

Die kommunalen Arbeiterräte werden auch im heute noch
kapitaliſtiſchen Deutſchland revolutionierend tätig ſein müſſen,
denn die politiſchen und wirtſchaftlichen Forderungen ihrer
Wähler machen aus ihnen revolutionäre Körperſchaften. Die
Kopf und Handarbeiter werden die mannigfaltigſten Forde-
rungen, die ihre wirtſchaftliche und politiſche Lage betreffen,
durch den kommunalen Arbeiterrat ſtellen. Sie werden Unker-
ſtützung für das Durchdrücken ſolcher Forderungen verlangen.

Die Vollverſammlung betont ausdrücklich:
Die kommunalen Arbeiterräte müſſen jetzt ſchon gleich den

Betriebsräten und den Vetriebsorganiſalionen zu Waffen für
das revolutionäre kämpſende Proletariat gemacht werden.“

Ferner wird ein Antrag angenommen, die ſozialdemokrati-
ſchen Abgeordneten, die auf dem Voden des Räteſyſtems ſtehen,
aufzufordern, im Falle der Beſeitigung der kommunalen Ar-
beiterräte ihren Austritt aus den kommunalen Körperſchaften,
den Landesverſammlungen und der Nationalverſammlung zu
erklären.

Berli 81. M V Saveſcuß der g. e thit

Jn Gelſenkirchen hat man den letzten Antrag bereits
praktiſch verwirklicht. Es wird von dort gemeldet:

Die Stadtverordnetenverſammlung in Gelſen-
kirchen beſchloß mit 31 gegen 28 Stimmen die Mittel und die
Bureauräume für den Arbeiterrat zu verweigern, darauf ver
ließen die beiden ſozialiſtiſchen Fraktionen zum Proteſt den
Saal. Sonnabendmorgen fanden für das Fortbeſtehen des
Arbeiterrats große Demonſtrationen ſtatt, ſie hatten einen
ruhigen Verlauf, die Veleiligung iſt auf 20 000 Perſonen ein-
zuſchätzen.

Wie der Vogel einen Paß erſchwindelce.
Eine amtliche Mitteilung.

Wolffs Bureau berichtet:
Jn der Fiuchtangelegenheit des Oberleut-

nants Vogell iſt bis jetzt folgendes feſtgeſtellt worden:
Am 31. Jannar d. J. wurde in der Waffenſtillſtands-

kommiſſion für einen als Kurier reiſenden Kurt Velſen
ein ſogenannter Dreiſprachen- Ausweis ausgeſtellt. Derſelbe
trägt keine Photographie und berechtigt lediglich zur Einreiſe
nach Spaa a. Mit dieſem Ausweis und einem vom Polizer-
vräſidium Berlin am 3. Mai 1919 nach Deutſchland und
Holland ausgeſtellten Paß erſchien am 13. Mai guf der Paß-
ſtelle des Auswärtigen Amtes ein Herr, der angeb-
lich im Auftrage der Waffenſtillſtandskommiſſion um Aus
ſtellung eines Rückreiſe-Sicht-Vermerks nach den Niederlanden
für den Beauftragten der Kommiſſion. Herrn Kurt Velſen, bar.
Der Paß war vorſchriftsmäßig mit Perſonalbeſchreibung und
mit einer Photographie des Paßinhabers mit deſſen eigen-
händiger Unterſchrift verſehen. Die Polizei hatte unter der
Photographie beſcheinigt, daß der Paßinhaber tatſächlich die
durch Photographie dargeſtellte Perſon ſei und die Unterſchrift
eigenhändig vollzogen habe. Ferner war die Photographie auch
vorſchriftsmäßig abgeſtempelt. Auf Grund der r
Dokumente wurde dem Ueberbringer der Vermerk zur Erl rubnis
der Ein und Rückreiſe gegeben. Der holländiſche Sichtvermerk,
ohne den die Tinreiſe nach Holland unmöglich iſt, erfolgte durch
das holländiſche Generalkonſulat ohne eine Bitte oder Empfeh-
lung einer deutſchen Behörde. Es iſt feſtgeſtellt, daß das Polizei
präſidium weder auf Velſen noch auf Vogel je einen Paß cus-
geſtellt hat. Dirch die ſehr geſchickte ausgeführte Fälſchung hat
ſich alſo ſowohl der Beamte des Auswärtigen Amtes wie das
holländiſche Generalkonſulat täuſchen laſſen.

Wenn in der Preſſe gegen die Paßſtelle des Auswärtigen Amts
der Vorwurf erhoben worden iſt, daß ſie die Jdentität des auf
dem Bureau Erſchienenen mit der auf der Photographie dar-
geſtellten Perſönlichkeit nicht nachgeprüft habe, ſo iſt das durch
aus unbegründet. Die Prüfung iſt allein Sache der Volizer
behörde und hatte nach den Angaben des gefälſchten Paſſes be
beite ſtattgefunder? Die Verſönlichkeit, die auf der VPaßſtelle
des Auswärtigen Amtes erſchien, hatte gar nicht behauptet. Paß
inhaber zu ſein. Daß auf der Paßſtelle das perſönliche Er
ſcheinen des Velſen nicht verlangt worden iſt, entſpricht den in
ſolchen Fällen jetzt gültigen Vorſchriften. Der Bericht des deut
ſchen Geſondten im Haag, der eingefordert worden iſt, beſagt,
daß dio Nachrichten über den Aufenthalt Vogels bei der Geſandt-
ſchaft frei erfunden ſind. Jnzwiſchen gehen die Nachfor-
ſchungen in Holland weiter. Sobald genügend Unter
lagen vorhanden ſind, wird das Auslieferungsver-
fahren bei der holländiſchen Regierung beantragt werden.
Wegen Fälſchung des Paſſes iſt ein Verfahren gegen „Un-
bekannt“ eröffnet und bei dem Zivilgericht anhängig gemacht
worden. Auch darüber ſind Nachforſchungen im Gange, wie die
Papiere des Velſen an Vogel gekommen ſind.

Aeußerungen der holländiſchen Preſſe. Amſterdam,
31. Mai. Das Handelsblad teilt bezüglich der Flucht des
Oberleutnants Vogel und des Dementis des Wolff
ſchen Telegraphiſchen Bureaus mit, daß das Kriegsminiſterium
den Paß wohl kanm ausgeſtellt habe, wohl aber der Berliner
Generalſtab, der zum Zwecke der Spiongage alles
techniſche Material zur Verfügung habe und deutſche Päſſe nicht
erſt viſieren zu laſſen branuche. Der Berliner Korreſpondent des
Telegraaf verſichert, daß im Komploit Vogel eine Perſon

Städten ab, zur größten Beſtürzung der reaktionären

c

rompromitt hre ſei deren Nennung deſopd i Hollan

i tet anEine Gefahr für die Sozialiſſerung.
Seit der Revolution haben deutſche Unternehmer das Be

di s Kapital an ihren Unterneh.nern r t Kanenilich mit amerikaniſchen und
franzöſiſchen Kapitaliſten haben ſolche Unterhandlungen ſtatt
gefunden. Außer anderen Gründen war dafür vor allem die
Hoffnung maßgebend, daß eine ſtärkere Beteiligung ausländi7 x die Sozialiſierung ſolcher Jnduſtriezweige er

weren würde. Man rechnete damit, daß die ausländiſchen
egierungen ſich ſchützend hinter die Kapitalsintereſſen ihrer

W ſtellen und ſo die Sozialiſierung vereiteln würden
n hat aber die deutſche Regierung ſelbſt jetzt einer

ähnlichen Weg eingeſchlagen. In der Note der Friedensdelega
lion über die Abänderung der Beſtimmungen für das Saar
gebiet ſchlägt die deutſ derdie Regeimäßigkeit von Kohlenlieferungen ſich in folgender
Weiſe zu ſichern:

2. durch Gewährung eines Vorzugsrecht s auf
Aktien von Die n bie nen etuen waſenkiche z
in einer Höhe erfolgen ſoll, die ihnen einen weſentlichen Sin-fluß e Serwaltung der betreffenden deutſchen
Unternehmungen ſichert;

b) durch Gewährung eines Vorzugsrechts auf
den Ueberſchuß der geſamten deutſchen Kohlenproduktion über
den Jnlandsbedarf. Genügt dieſer Ueberſchuß nicht zur Er-
füllung der vereinbarten Liefermengen, ſo wird der Verbrauch
von Kohlen aus Deutſchland, Frankreich und Belgien gleich
mäßig rationiert; zur Ueberwachung der Ausführung der vor
genannten Maßregel wird eine Kommiſſion aus Vertrete.n
Deutſchlands, Frankreichs und Belgiens eingeſetzt.

Es iſt klar, daß der erſte Vorſchlag, der ſich hauptſächlich auf
die Beteiligung des franzöſiſchen Kapitals an den Zechen des
Nuhrgebiekes bezieht, die Sozialiſiernng, ja ſogar
jede eingreifendere ſtaatliche Regelung des Kohlenbergbaues
für lange Zeit unmöglich machen würbe. Es iſt unerhört,
daß dieſelbe Regierung, die die Sozialiſierung des Berghanes
an allen Straßenecken plakalieren ließ. ſelbſt Beſtimmungen
vorſchlägt, die dieſes unerreichbar machen würden. Danach kann
man den Ernſt der ſozialiſtiſchen Verſprechungen dieſer Regie
rung wohl zur Genüge beurteilen.

Streik in Mannhezm.
Wie die P. P. N. aus Mannheim erfahren, ſtreiken dort die

Arbeiter der Waſſer-, Gas- und Elektrizitäts-
werke und die Straßenbahner, und zwar wegen Lohn
forderungen. Waſſer-, Gas, Stromverſorgung und Straßen
bahnbetrieb ſind infolgedeſſen eingeſtellt. Möglicherweiſe wird
es zum Generalſtreik kommen. Jedenfalls iſt die Lage
kritiſch.

Mannheim, 31. Mai.
ſtädtiſchen Gas-, Waſſer- und Elektrizitätswerken iſt heute nach
mittag beendet worden, nachdem der Stadtrat die geforderte
weitere Teuerungszulage von drei Mark täglich bewilligt hat.

Der ſozialdemokratiſche Wahlſieg in Holland.
Amſterdam, 81. Mai. Die erſten Wahlen unter dem

neuen Gemeindewahlrecht haben die Zahl der ſozialdemokra-
tiſchen Mandate von 155 auf 1126 erhöht. Nur 15 Sitze ſind
verloren gegangen. Jn 3098 Gemeindevertretungen ſitzen jetzt
Sozialdemokraten.

Nur in Amſterdam haben die Wahlen unſer Partei nicht
gebracht, was der Poſition der Sozialdemokrafſſe im Lande en
ſpricht; obwohl ihre Stimmenzahl ſich auf das Dreiſache er
böhte, hat ſie nur 18 von 45 Sitzen bekommen; 7 Sitze ſirferner den Kommuniſten zugefallen. Jn der Provinz hab.
die Kommuniſten nur vereinzelt Mandake gewonnen, im ganz
ungefähr 30. Jn Rotterdam ſtrebt unſere Partei mit
von 45 Sitzen nach der Mehrheit, ebenſo auch in Haarlem
In allen Städten und auch in zahlreichen Landgemeinden
ziehen ſtarke ſozialiſtiſche Fraktionen in die Rathäuſer ein.
Sehr gut ſchneidet auch die Sozialdemokratie in W

arteien.
So hat in Maſtricht die katholiſche Partei nur noch 18 von
25 Mandaten. Unſere Stimmenzahl hat faſt überall nicht nur
die Einbuße bei den Provinzialwahlen vom Frühjahr wieder
wettgemacht, doch iſt oft ſogar über die Parlamentswahlen vom
Vorjahr hinausgegangen. Die wilde rerktionäre Hetze, die
nach dem mißlungenen Revolutionsverſuch im November ein-
ſetzte, hat den wachſenden Einfluß der ſozialiſtiſchen Parteien
nicht aufzuhalten vermoch“

Halle und Saalkreis.
Halle, den 2. Juni 1919.

An die Arbeiterräte.
Der Streit um die Fortexiſtenz der örtlichen Arbeiter

räte, ihre Anerkennung und Efitſchädigung durch die kommunalen
Behörden, hat bisher in unſerem Bezirke erfreulicherweiſe zu keinen
folgenſchweren Schritten geführt. Es ſind jedoch einige Anfragen
eingegangen, die darauf hindeuten, daß hier und da Verſuche im
Gange ſind, die Rechte der Arbeiterräte in den Gemeinden zu
beſchneiden, Wir erwarten von den Arbeiterräten und den hinter
ihnen ſtehenden Arbeiter- und Angeſtelltenorganiſationen, daß ſie
ſich auf keinen Fall einſchüchtern laſſen, oder ſich durch
angebliche behördliche Anordnungen irgendwie in ihrer Tätigkeit
beſchränken laſſen. Was bisher aus dem Miniſterium bekannt
geworden iſt, ſind nur Meinnngsäußerungen.

Rechtskräftige Verfügungen eder Verordnungen gegen das
Kontrollrecht der Arbeiterräte ſind noch nirgends erlaſſen
worden.

Jm Gegenteil hat der Zentralrat Veranlaſſung genommen
in der Frage der kommunalen und politiſchen Arbeiterräte folgenden
Heſchluß zu faſſen:

1. Die krenhiſce Staatsregierung iſt zu erſuchen, der der
faſſunggebenden Landesverſammlung ſobald als möglich
a die Verwaltungsreform betreffenden Geſetzentwurf vor
zulegen.

2. Die Regierungen der übrigen deutſchen Freiſtaaten ſind
zu erſuchen, ſich mit der preußiſchen Regierung wegen An
wendung möglichſt einheitlicher Grundſätze bei der Reform
der net n rn W Wer und dieeform au ei ſich mi ilfe der geſetzgeben örſchaften alsbald durchzuführen. seſbaedeitben Wrper

3. Bis zur Durchführung der Verwaltungsreform bleibt
das Syſtem der politiſchen Arbeiterräte zur Sicherung der
revolutionären Errungenſchaften in Wirkſamkeit. Entſpre
chend den Verordnungen über das Finanzgebaren vom 16. No
vember 1918 und 13. Januar 1919 haben die Behörden, bei
denen die Kontrolle ſtattfindet, die Arbeiterräte zu bezahlen.
Neuwahlen von Arbeiterräten ſind nur beim Vorliegen zwin

r Gründe vorzunebmen, und zwar nach den beſtehenden
ichtlinien, die für die Wahl des zweiten Rätekongreſſes her

ausgegeben wurden. In allen anderen Fällen ſoll die Neu
za hinausgeſchoben werden bis zum Erlaß neuer Richt

Der Bezirksarbeiterrat Merſeburg hält das, was der Zentralra
beſchloſſen hat, für das mindeſte deſſen, was den Arbeiterräten an
Rechten und Pflichten zuſteht. Wenn wir in den Forderungen f

Friedensdelegation der Entente vor

(W. T. B.) Der Streik in den t
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t n
wegs die R
und Gemeindevorſtände beſtehen izeiherrenſo haben die ſüdtce Cretinde, ſe i en bie hernrnng
Die Stadtverordnetenverſa mmlungen

Den W r r Beſchlüſſe nicht ſelbſt in die Hand
e können die Einzelhei überwaVerwaltungsdeputationen, ändern Wonn er

fahren nur eine geringe Aenderung. Ein großer Teil der alten
Dreiklaſſenvertreter waltet darin weiter ſeines Amtes. Zahlreiche
leitende Beamte ſind noch ganz im Sinne des alten Regimes am
Werke. Die revolntionäre Umwälzung hat ſie nicht ergriffen, ja
ſelbſt von Reformen ſind ſie noch nicht einmal berührt.

Deshalb iſt es die Pflicht der Arbeiterräte, ſtändig auf dem
Poſten zu ſein, die Umgeſtaltung der rein bürgerlich intereſſierten
Verwaltung im Sinne neuzeitlichen Arbeitergeiſtes umzuwandeln,
das iſt die Aufgabe, um die ſie nnabläſſig bemüht ſein müſſen.
Keiner laſſe ſich abweiſen, ſelbſt bei Schwierigkeijen iſt das Amt
fortzuführen, jedoch ſind Bezirksrat und Zentralrat ſofort zu be
nachrichtigen. Die revolutionären Errungenſchaften müſſen mit
Zähigkeit verkeidigt werden.

Die Arbeiterräte haben eine ganz beſondere Verpflichtung ihre
Exiſtenz um jeden Preis mit oder ohne finanzielle Unterſtützung
aufrecht zu erhalten, die im Anf und Nieder der Revolution die
Träger des praktiſchen Sozialismus ſind und bleiben
müſſen. Nur in den Arbeiterräten kann ſich die ſo notwendige
Einigung der ſozialiſtiſchen Parteien und aller Organiiationen
der gehen Lohn oder Gehalt beſchäftigten Männer und Frauen
wirkſam vollziehen. Es gilt alle arbeitenden Kräfte für den Ge
danken des Sozialismus zu werben und zu ſammeln. Der Bezirks
rat faßte in dieſem Sinne folgenden Beſchluß:

„Es wird den Arbeiterräten empfohlen auf dem Boden des
Räteſyſtems die Kräſte heranzuziehen, die geeignet ſind, die
revolutionäre Energie hochzuhalten und weiter zu treiben, da
nur durch einige Aktion der Proletariermaſſen der Sozialismus
zu erringen iſt.

Beztrisarbektcree de Wage Mexiekuxg.

Unerfüllbar! Unannehmbar! Unerträglich!
Dieſelben Herrſchaften, die uns während des Krieges mit

ihren vaterlandsparteilfthen Verrenkungen beglückt und damit
das drutſche Volk in die jetzige traurige Lage gebracht haben,
gaben ſich geſtern wieder mal ein Stelldichein. Aile, alle waren
gekommen, unſere lieben Bekannten: der Wehrverein, der
Flottenverein, der Oſtmarkenverein, der Alldeutſche Verband
und ähnlich deutſchnationales Gemüſe. Trotzdem war der Saal
nicht allzu beſeßt, aber um ſo größer war das Manlwerk. So

brüllten dieſe HaltetdenDiebSchreier, das deutſche Volk habe
eine „tragiſche Schuld auf ſich geladen, als es „den kämpfen-
den Heeren“ in den Rücken fiell Der alte Schwindell! Wenn
das deutſche Volk eine tragiſche Schuld hat, ſo höchſtens die,

daß es nicht ſchon eher die ganze alldeutſche Bagage zum Teufel
gejagt hat. Dann pfiff man die bekannte Melodie des „Unan-
nehmbar“ und benutzte auch die Gelegenheit, Wilhelm II., das
unſchuldige Lamm, dem Volke wieder erwas ſchmackhafter zu
machen, indem man die „Ehrenpflicht“ des Volkes betonte, dem

den verſchärften U-Boot-Kriegl!

Kaiſer in Deutſchland ein ſicheres Heim zu bieten. Da möchten
wir doch fragen: Seit wann iſt Deutſchland ein Aſyl für ge-
meine Verbrecher, für Leute, die den Tod von Millionen und
aber Millionen auf dem Gewiſſen haben? Jm Gegenteil, wenn
die Alliierten alle Kriegsverbrecher ausgeliefert haben wollen,
würden mit Vergnügen alle Mitglieder der alldeutſchen Ver
eine exportiert werden, damit wir dieſe „angenehmen“ Zeit-
genoſſen endlich los würden. Aber das Volk wird dieſen Herren
den Mund noch einmal ſo gründlich ſtopfen, daß ſie vergeſſen

erden, ihn wieder aufzumachen. Und wenn wir ihnen etwas
amiratteterig. höchſtens dieſes: Geht in ein ſtilles Kämmerlein,
verhaltet euch fein gfre, hr Veren. nd Wertt. un Bröſt
Litowſk und Budapeſt, denkt an Longwy und Briey und an

Und wenn euch der Friedens
vertrag von Verſailles vor Augen kommt, dann ſchlagt euch an
die Bruſt und ruft: Meine Schuld! Meine größte Schuld!

Die Tarifbewegung der Angeſtrellten.
Wie berichtet, haben die Organiſationen der Angeſtellten den

Arbeitgeberverbänden Vorſchläge für den Abſchluß eines Orts-
taxifs gemacht. Darauf haben die Arbeitgeberverbände faſtbereinſtimmend dahin geantwortet, daß ſie nicht gewillt

oder nicht befugt ſeien, Tarifverträge abzuſchließen. Dieſer
Standpunkt kann von den Angeſtellten keinesfalls anerkannt
werden, da ſowohl der Geſetzgeber den Abſchluß von Tarif-
verträgen vorſieht, als auch die großen Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmerorganiſationen ſich in dem Abkommen vom 15. November
1918 einmütig verpflichtet haben, ohne Verzug die Arbeits und
Gehaltsverhältniſſe der Angeſtellten tariflich e Daß
durch dieſen ablehnenden Standpunkt der Arbeitgeber die Er-
regung in den Kreiſen der Angeſtellten ganz erheblich gewachſen
iſt, wird durchaus verſtändlich erſcheinen. Jn einer am Sonn-
abend ſtattgefundenen t r Sitzung der Angeſtellten
verbände iſt einſtimmig beſchloſſen worden, dagegen mit allen
gewerkſchaftlichen Mitteln vorzugehen. Es iſt denArbeitgebern eine letzte Frjſt bis Dienstag nachmittag geſtellt
worden, ihre Bereitwilligkeit zur Aufnahme von Verhandlungen
auszuſprechen. Am Dienstagabend 6 Uhr ſie auf dem
Marktplatze eine große Kundgebung der Angeſtellten ſtatt, in
der die Loſung für die weiter zu unternehmenden Schritte ge-
geben werden ſoll.

Metallarbeiter. Dienstag, abends 7 Uhr, im Volkspark Mit
gliederverſammlung. Um 8 Uhr Vorbeſprechung der Vertrauns-
leute in der Kolonnade. Da wichtige Wahlen vorzunehmen ſind.
Ohne Mitgliedsbuch oder Mitgliedſchaftsausweis kein Zutritt.

Sozialiftiſche Studentengruppe Halle. Am Mittwoch, den
4. Juni, abends 7, Uhr, im Gewerkſchaftshaus, Fortſetzung der
Vortragsreihe: Unſer Weg zum Sozialismns. Gäſte können ein
geführt werden. Anſchließend wichtige Mitgliederverſammlung.

Lohnbewegung der Buch und Steindruckerei-Hilfsarbeiter.
Eine ſtark beſuchte Verſammlung der Buchdruckferei-Hilfs-
arbeiter und -Arbeiterinnen nahm Stellung zu den vorge-
ſchlagenen Zulagen der Prinzipale. Zu einer erregten Aus-
yrase kam es nach dem Berichte der Lohnkommiſſion. Die Ver
ammelten erklärten ſich bereit, mit allen geſetzlichen Mitteln

ihre Forderungen durchzuſetzen. Folgende Entſchließung fandeinſtimmig Annahme: Die am Freitag ſtattgeſundene, ſtark
beſuchte Verſammlung der Buch und SteindruckereiHilfs-
arbeiter und Arbeiterinnen erwartet von den Arbeitgebern des
Buchgewerbes beſtimmt, daß die Zulaggen in Zeitungsbetrieben
reſtlos bewilligt werden und den Forderungen des weiblichen
Hilfsperſonals weiter entgegerngekommen wird als die Lohn-

mmiſſion berichtet hat, denn die Teuerungsverhältniſſe find
ehr hohe und werden ſich in Zukunft noch fühlbarer machen.
eshalb appellieren die Verſammelten an die ſoziale Einſicht

der Prinzipale, dieſem Erſuchen Rechnung tragen zu wollen,um auch ſernerhin den Frieden im Gewerbe zu erhalten.
Freie Jugend. Der Elternabend, zu dem die Freie Soziauſmge Jugent Halle geſtern geladen hatte, hat bei allen Beſuchern

Befriedigung hervorgerufen. Der Saal des Lindenhof in Kröllwitz
war überfüllt, und viele alte Kampfgenoſſen aus den Zeiten, da
die FreieHand drücken. Das Programm wurde allein von Jugendlichen
ausgeführt, eine erſtaunliche Leiſtung, wenn man bedenkt, ſeit wie
kurzer Zeit die Bewegung erſt wieder in Fluß geraten iſt. Es

künſtleriſchenwäre wverfehlt, hier eine kritiſche Sonde vom rein

laufen nur danebenher, ſie

Schulvorſtände und Kommiſſionen er

ne n emit allem Nachdruck zu eten. Von Selbſt
verwaltung der Bevölkerung in den Gemeinden kann noch keines

ede ſein. Die Dreiklaſſenmagiſtrate, Amtsvorſieher

ugend vogelfrei war, konnten ſich wieder einmal die

Kriegsgefangen halten.

ſtener-Erklärun

e
auer leuchtete aus allem 5

gundes bende Alter

den von allen

Etadttheater. Heute, Meontag, abends 71, Uhr, gelangt dieOper Carmen von Bizet zur Aufführung. Dies wihd An
iebesſtück von Herbert Eulenberg wiederholt. Mittwoch Martha,
onnerstag (Anfang 7 Uhr) Lodengrin, Freitag Wilhelm Tel,

Sonnabend Der Barbier von Sevilla. Sonntag, den 8. Juni
(1. h ngtrfeierrag e miee Volksvorſtellung: Johannisfeuer,
abends 75 Uhr Der Zigeunerbaron. Montag fingſtfeiertag),
nachmittags Die Roſe von Stambul, abends 7 Uhr Martha.

Für die Kriegsgefangenen. Eine Kundgebung für diefordernde, ſofortige Freigabe unſerer Kriegsg Lngeren ohne ver
quicknng mit den Friedensverbandlungen veranſtaltet der Voits-
bund zum Schntze der Kriegsgefangenen hier am nächſten Donners
tag, den 5. Juni, abends von 8 Uhr an in der Saalſchloßbrauerei,
weil alles aufgeboten werden muß, um unſere Kriegsgefangenen
vor dem völligen ſeeliſchen und körperlichen Zuſammenbruch zu
retten. Jwelier Tittel, der Vorſitzende der Regiernngsbezirksruppe Werſeburg wird über die trauxige Lage unſerer

riegsgefangenen ſprechen. Rittmeiſter v Leriner wird einen
längeren Vortrag über die zu iordernde, ſofortige Freigabe unſerer

g en. Um eine Ueberfüllung des Saales zu ver
meiden, müſſen Eintrittskarten ausgegeben werden. Dieſelben
ſind koſtenlos bei Jnwelier Tittel, Schmeerſtraße Nr. 12 abzuholen.

Die Ausgabe der Sondereinkaufsſcheine erfolgt vom heutigen
Tage an nicht mehr in den ſtädtiſchen Markenausgabeſtellen,
ſondern im Stadternährungsamt, Markt 22, Karroffelkarten
ſtelle, 1. Stock, Saal links.

Halleſcher Lehrerverein. Jn der letzten Sitzung wurde fol
gende Entſchließung angenommen „Die Verſammlung erhebt Ein
wich gegen en Klewnltirigden und fordert mit der Reichsregierung
einen Frieden des Rechts der Verſtändignng und Veriöhnung.“
Zur Neugeſtaltung des Religionsunterrichts ſind vier Vorträge

erlont. Den einleitenden Vortrag hielt Herr Le. Banke über das
hema: Die religiöſe Lage der Gegenwart. Die Verſammlung

ſolgte mit großem Jntereſſſe den Ausſührungen.
Nmſatzſteuer. Die Gewerbetreibenden, die ihre Umſatz

ſteuer für 1. Auguſt bis 81. Dezember noch nicht bezahlt haven,wollen dieſelbe ſélemügſſt an die Kaſſe des hieſigen Umſat-
ſteueramtes, Rathausſtralße 17 I, Zimmer 3, wochentags von
9-12 Uhr geöffnet, abfülhren, da ſonſt zwangsweiſe' Einziehung

gewärtigen iſt. Ebenſo werden diejenigen, die ihre Umſatz-
noch nücht abgegeben haben, zur umgehenden

Einreichung derſelben aurfgefordert.
Zu dem Raubanſal an der Volkmannſtraße wird mitge-

keilt, daß für die Ermiſttlung des Täters, die bisher nicht ge-
lungen iſt, eine größere Pelohnung in Ausſicht ſteht. Nach Lage
der Sache muß angenoſmmen werden, daß der Täter bei der
Eiſenbahn beſchäftigt iſtt oder war, oder daß ein „Eiſenbahner“
Mitwiſſer iſt oder wenigſtens von dem Räuber über die Hand-
habung der Heranſchaſ'fung des Arbeitslohnes nach der Be-
triebs werkſtatt ausgeho recht worden iſt. Nach der Tat iſt der
Räuber auf dem Rade, eilig die Volkmannſtraße entlang ge-fahren und. dann, nach der Wahrnehmung eines Zeugen, in dieBerliner Straße nach der Gr. Lieinſiraße eingebogen. Sein

weiterer Verbleib iſt micht beobachtet worden. Die Verletzten
ſind außer Lebensgefaſhhr. Zweckdienliche Angaben ſind an die
Kriminalpolizei, Zimnmper 36 oder 73, zu richten.

Tödlicher Abſturz.
berg ſtürzte ein Polie
ſebwer. nerſekt. noch de
ſtorben iſt.

Vermißt wird ſeit 26. Mai der Schneidermeiſter Karl Ger-
loff, Torſtraße 52, wohnhaft. Beſchreibung: 1,54 Meter groß,
ſchlank, Haar dunkel, Zähne lückenbaft, Schnurrbart grau, Ge-
ſichtsfarbe blaß. Bekleidung: Dunklen Jackettanzug, ſchwarzen
Hut, weißblan geſtreiftes Barchenthemd, dunkelblaue Krawatte.
Gerloff iſt nervenleidend und wird vermutet, daß er ſich ein
Leid angetan hat. Wer über den jetzigen Aufenibalt des Ver-
mißten Angaben machen kann, wird gebeten, ſich im Polizei-
dienſtgebäude, Dreyhauptſtraße 4, Zimmer 41, zu melden.

Aus den Gerichtsſälen.
Kriegsgericht.

Soldaten beim Plündern. Wegen Plünderns hatten ſich die
antigrt Walter Bartel, Bruno Grimm vom Wachtregiment

r. 36, der Musketier Paul Keilhoff gus einer hieſigen Sam-
melkompagnie und der Musketier Willno vor dem Krie
gericht zu verantworten. Die beiden Erſtgenannten wollen ſich
als Zuſchauer am Abend des 2. März in das Plünderungs-
gebiet begeben haben. Dort wollen ſie von einem Soldaten
unter Androhung des Erſchießens zur Mitnahme eines Pakets
gezwungen worden ſein. Das Gericht ſchenkte ihnen jedoch
keinen Glauben und verurteilte beide zu je 2 Jahren 6 Monaten
Gefängnis. Der dritte r erhielt 2 Jahre 2 Monate
Hefängnis. Der vierte Angeklagte wurde mit 1 Jahr 3 Monaten
Wefängnis beſtraft.

Auf der Suche nach VBädelsföhrern. Der Soldat Willi Löſch
von der Erſatz-Maſchinengewehr Kompagnie des Regiments Nr. 36
ſtand unter der ſchweren Anklage des militäriſchen Aufruhrs. Er
ſtand am 1. März mit ſeiner Braut Ecke Schul und Mittelſtraße,
als von der Poſt nach dem Stadttheater geſchoſſen wurde. Er
ging nach der Gr. Ulrichſtraße unterwegs fand er einige Patro-
nen. Als er in die Gr. Ulrichſtraße einbog, famen einige Sol-
daten vorbei, die die Abſicht gehabt haben ſollen, von der Großen
Steinſtraße aus die Noskeſöldlinge anzugreifen Dieſen Sol
daten ſchloß er ſich an und verteilte ſeine gefundenen Patronen
unter ſie. Auf dem Wege zum Kaffeehaus David ſoll er zu einem
Bekannten geſagt haben, er hätte Poſten gufgeſtellt, oder er würde
Poſten aufſtellen. Auf Grund dieſer Momente wollte man ihn
als einen Haupträdelsfühter des organiſierten Widerſtandes gegen
die Regierungstruppen bezeichnen. Löſch machte kein Hehl dar
aus, daß er der jetzigen Regierung feindlich geſinnt iſt. Als von
ſeiner Kompagnie Leute mit Autos nach der Artillerie-Kaſerne
gebracht werden ſollten, rief er ihnen zu „Jhr werdet euch doch
nicht für 5 Mk. die Knochen kaput ſchießen laſſen Der An
klagevertreter wollte ihn wegen militäriſchen Aufruhrs (Mindeſt
ſtrafe fünf Jahre Zuchthaus) beſtraft wiſſen. Das Gericht nahm
aber nur Landfriedensbruch für vorliegend an und verurteilte ihn
zu zwei Jahren Gefängnis. Der Verteidiger wies darauf hin, daß
der Angeſchuldigte zu denen gehörte, die da glaudten, ſie würden
etwas erreichen. Man müſſe doch berückſichtigen, wenn zum Bei
ſpiel Ebert, Scheidemann, oder vor allem Noske in Kiel am
9. November ihr Ziel nicht erreicht hätten, dann würden wahr-
ſcheinlich dieſe Macher ebenfalls unter ſchwerſte Anklage geſtellt
worden ſein. Es ſei widerſinnig, den Angeklagten um ſeiner poli
tiſchen Ueberzeugung willen ſo hart beſtrafen zu wollen. Jm
Grunde hätten die jetzigen Regierungsträger dieſelbe Schuld auf
dem Gewiſſen, denn auch ſie hätten eine Regierung geſtürzt.

hnen ſei es gelungen, dem Angeklagten und ſeinen politiſchen
reunden nicht. Das ſei ſein ganzes Verbrechen.

erannvorcuch für Politik un Varteinochrichten: Kart Bock; für Halle
und Sekte und für Aus der JProvinz: Gottlieb Kaepartf; für Anzeigen
Hermann Schade; Verlag Volksblatt S. m. d. H. Druck Halleſche Genoſſen
ſchaftsvuchdruckerei, G. m. d. H., tiich m Halle

von etwa 12 Meter Höhe ab und wurde
1 Diakoniſſenhauſe überführt, wo er ver

Bei einem Schornaſteinbau am Galgen-

Aus der Provinz.
Eisleben. Stadtverordnetenſitzung. Die

Stadtverordnetenſitzung hatte eine ausgedehnte Tagesordnungzu erledigen. Der Stobtverordnetenvor eher, Gen. Thriſtange,
machte vorerſt verſchiedene kleinere Mitteilungen und gab dann
eine Erklärung folgenden Jnhalts ab: m der lehten Stadt
verordnetenver r wurde die Zahl der Polizeibeamten
auf 24 erhöht. Dieſer ln bat in der Bevölkerung Un
ſtimmigkeiten hervorgerufen. iſt jedoch notwendig geweſen,
um den Polizeibeamten den Achtſtundentag zu gewäbhrleiſten.
Dann erfolgten verſchiedene Wahlen. Das Schauamt ſchlichtet
Streitigkeiten, die über das Räumungsbedürfnis der kleinen
Waſſerläufe der Stadt entſtehen können. Vorſitzender wird
der Stadtbauxat, Stellvertreter der Zweite Bürgermeiſter. An
Stelle des Herrn Dietz, der ſein Amt als Waiſenrat nieder
gelegt hat, wurde Hüttenvogt Baumann gewählt. Sodann
wird die Zahl der Beiſitzer zum Mieteinigungsamt erhöht, da
dieſes derartig mit Arbeiten überhäuft iſt, daß es mit der bis
herigen Zahl von Kräften nicht mehr auskommen kann.
werden hinzugewählt, als Vertreter der Vermieter Korbmacher
Edler, Bergmann Karl Richter und Rentier Emil Schauſeil,
als Vertreter der Mieter Hüttenvogt Reinecke, Bergmann
Sander und Korbmacher Richard Gerber. Die Entlaſſung
der Jahresrechnung der Schlachthofkaſſe wird verſchoben, da der
Referent dieſer Materie durch Krankheit an der
der Vorarbeiten verhindert war. Es wird hierzu bemerkt
endlich einmal die Unregelmäßigkeiten, welche ſich im
hof zugetragen haben, aufgedeckt werden. Der Oberbiegep
meiſter verſpricht, daß die Aufklärung der Dinge, welche ſich
übrigens im Jahre 1915 abgeſpielt haben, baldigſt erfo
werde. Der Bericht über die Jahresrechnung der gewer
Fortbildungsſchule 1918 balanciert mit 14 200 Mk. Außerdem
wurden 2675 Mk. auf das nächſte Jahr übertragen. Für Waſer-
und Stromverbrauch in den Baracken wurde eine Pauſchal-
ſunime für Waffer von jährlich 6 Mk., für Licht von jährlich
24 Mk. feſtgeſetzt. Der Landpreis wurde auf 4 Mk. für das
Kubikmeter erhoht, wobei ſich eine Debatte darüber enwwiskelte,
ob man nicht den ganzen Abbau in ftädtiſche Regie übernehmen
ſewe Unſere Genoſſen treten natürlich grundſätzlich dafür ein,
ehen nur im Augenblick davon ab, da man neue Bleiſe legen

mußte und daher unrentabel arbeiten würde. Jm weiteren
wurde zu einem Antrage betreffend Erweiterung des Mieter-
chutzes beſchloſſen, daß wucheriſchen Uebergriffen auf dem
Lohnungsmarkt energiſch entgegengetreten werden ſoll. Jn

der Frage der Verpachtung des Obſtes der ſtädtiſchen Beſitzungen
wunden die Stadtv. Knofel, Spilfe, Puſtelny. Strauß und
Hendrick in die Plantagenkommiſſion entſendet. Auf die Ein
abe des Vereins für Bewegungsſriele auf Verbeſſerung der

Spielplatz verhältniſſe wurde folgender Beſchluß gefaßt: Bis
zur erſten Ernte ſollen den Sportvereinen 4 Morgen, nach der
erſten Ernte 5 Morgen der Wieſe zur Verfügung geſtellt wer
den. Die öffentliche Sitzung wurde um -211 Uhr geſchloſſen.
Danach wurden in geheimer Sitzung ſechs unbeſoldete Stadt
räte gewählt, und zwar die Herren BVindſeil, Schiering, Weitzel,
Beinert, Dittmar und Hupffeld. Die fiebenſtundige Sitzung
wurde um 12 Uhr nachts geſchloſſen.

Delitzſch Aus dem Stadtparlament. Daß mit dem
Einzug einer größeren Zahl Sozialdemokraten in das Ge
meindeparlament ein anderer Geiſt eingezogen iſt, beſtätigt ſich
hierorts bei jeder Sitzung. Die alte Jaſagemaſchine hat aufge
hört zu funktionieren und eingehend werden die wichtigen Vor
lagen von den Genoſſen durchberaten. Jn der am Dienstag ab
gehaltenen Sitzung wurden zunächſt die neugewählten Stadt
räte in der üblichen Weiſe eingeführt. Eine Veihilfe im Be
trage von 800 Mk. pro Jahr für die katholiſche Schule wurde
abgelehnt mit der Begründung, daß für Sonderſchulen keinerlei
Mittel mehr zur Verfügung geſtellt werden, um ſo weniger, da
da man in nächſter Zeit mit der Durchführung der Einheits-
ſchule ſich befaſſen müſſe. Die ſtädtiſchen Arbeiter und Bureau-
angeſtellten waren um Erhöhung ihrer Löhne ein gekommen.
Während der Teil der Vorlage, der die Entlohnung der Ange
ſtellten betraf, zurückgegeben wurde mit dem Bemerken, eine
nochmalige ſchleunige Durchberatung vorzunehmen, wurde der
zweite Teil betreffend die Löhne der Arbeiter, die Angelegen-.heit ſo geregelt, daß die mit der Waſſerwerksverwaltung t
geſetzten Löhne den Arbeitern gezahlt werden ſollen. FürMaſchiniſten iſt der Lohn auf 1,50 Mt. für h und Jnſtalla
teure auf 1,25 Mk. und für die Arbeiter auf 1 Mk. pro Stunde
feſtgeſetzt worden. Jn der Verkehrsverwaltung wurde die Sache
ſo feſtgeſetzt, daß für vollwertige Arbeiter 1,10 Mk. pro Stunde
gezahlt werden ſoll. Die übrigen Arbeiter ſollen ihrer Leiſtung
entſprechend entlohnt werden. Für die Durchführung des
Zeichenunterrichts wurden 200 Mk., und als Beiträge zur An
geſtelltenverſicherung 334,40 Mk. bewilligt. Der vorgelegte Nach
trag zur gewerblichen Fortbildungsſchule fand ebenfalls An
nahme. Der Verpachtung eines Zwingergartens am breiten
Turm für 42 Mk. pro Jahr, ſowie der Verpachtung des Stadt
mühlengrundſtückes wurde zugeſtimmt. Bei letzterem iſt
bemerken, daß es gegen den vorjährigen Pachtpreis ein Me
von 400 Mk. pro Jahr erbringt, obwohl die dazu gehörigen
Gärten noch beſonders verpachtet worden ſind, die ebenfalls 92
einige hundert Mark Pachtzins pro Jahr erbracht haben. Na
Schluß der Tagesordnung fand noch eine vom Vorſteher vor
gelegte Reſolution Annahme, die beſagt, daß in Zukunft die
Lehrer und Lehrerinnen das leider ihnen immer noch zuſtehende,
Züchtigungsrecht unterlaſſen ſollen. Ferner, daß ſie von der

adtgemeinde beſoldet und dem Empfinden des größten Teils
der Enwohnerſchaft die Prügelſtrafe widerſpricht. Der Magiſtrat
wird erſucht, bei der Regierung dahin zu wirken, daß dem
Lehrerperſonal das Züchtigungsrecht überhaupt genommen
wird. Stadtv. Otto (U. S. P.) ſtellte den Ankrag. den Polizei
beamten nunmehr endlich den achtſtündigen Arbeitstag zu
geben. Der Antrag fand Annahme. Einige kleinere Anfragen
bezüglich der Lebensmittelverteilung, der Kirſchenverpachtung,,
der Reinigung des Stadtgrabens, fanden ebenfalls noch ihre
Erledigung.

Wittenberg. Der öffentliche Arbeitsnachweis be
findet ſich vom 2. Juni in der Friedericianumkaſerne, Kollegien
traße 62.ß Der erſte Opernabend, den der Ausſchuß für die

Volkshochſchule morgen, Dienstag, bei Balzer mit dem Barbien
von Sevilla veranſtaltet, wird noch mehr als der letzte Kongert
abend für die Arbeiterſchaft zu einem Ereignis werden. Zum
erſtenmal wird der Verſuch gemacht, hier eine Oper aufzu
führen. Was nur wenigen bisher möglich war, die über viel
freie Zeit verfügten, das wird jedem Arbeiter geboten werden.
Die 32 Mann ſtarke Regimentskapelle des Muſikdirekters
Grimmig bietet Gewähr für eine erſtklaſſige Orcheſtermuſik.

Das Mieteinigungsamt gibt bekannt, daß Anträge
auf Zuſtimmung zu Kündigungen zum 1. Oktober 1919 bis ſpäte
ſtens 21. Juni beim Mieteinignngsamt zu ſtellen ſind. Spätere
Anträge müſſen zurückgewieſen werden, da ſie bei der zu erwar
tenden Ueberlaſtung nicht mehr rechtzeitig geprüft werden können.

Ein großer Treibriemendiebſtahl iſt auf den
Reinsdorfer Sprengſtoffwerken vollführt worden. Die Tat ge
ſchah am Himmelfahrtstag und ſind Sachen im Werte von über
60 000 Mk. verſchwunden.

Die Zulagekarten für Kranke werden ab Montag im
Kreishaus, Zimmer Nr. 10, ausgegeben, und zwar für die Kran
ken von A bis E am 2. Juni, F. G, J, J und L am 3. Juni,
H und K. am 4. Juni, M bis R am v. Juni, S, und T am
6. Juni, U bis Z am 7. Juni. Stammkarten äber bisherige Zu
lagen mitbringen. Schriftliche Erledigung findet ſtatt, aber auf
Koſten und Gefahr des Empfängers.

Bernburg. Eine wichtige Parteiverſammlung findetZorn Dienstag, den 3. Juni, abends 8 Uhr, im hchuiae
ofe ſtatt.

Dienstag, den 3. Juni: Vorwiegend wolkig, kühl, virgendg
nennenswerte Niederſchläge, r h
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v Halleechen Geonocaanschafts-Buchdruckerei, e. G. m. b. i.
1Abſch S w I. A. H. Vober. Gastar Sehmidt.gehe der T e re waren de Larcbene en

ein uAusnahme ver Kinder Inler 1 zre) 3 Pfund Auslands
kartoffeln abgegeben. Wegen des Verkaufs iſt beſondere
Bekanntmachung ergangen.

Halle, den 31. Mai 1919. Der Magiſtrat.
Den Jnhabern der roſa und grün umrandeten Lebens

mittelſcheine iſt, wie nochmals hervorgehoben wird, der
W Bezug von Anslandskartoffeln nur in der Talamtſchule

e gegen Abgabe der Marke A der rot und grün findet am 2 Juni bei mann Brühl 6,
f

Merſeburg.
ondereinkaufſcheine. Der Preis beträgt 30 von 2—3 Uhr auf die nummern 4101 4200,

Mittwoch, den 4. d. M., abends T Ahr, im Reſtaurant Tivoli e

40 Pfg. far das Pfund. Der Verkauf beginnt am nachmittags von 3-—4 auf die Ordnungenummern

nachmittagsMontag und wird die ganze hindurch fortgeſest. is 4300 ſtatt. Ein Anſpruch auf eine Leſtimerte u den pſfeutl Volksperſuminlung

deten 014
272

Die Jnhaber der blau umran bensmittelſcheine er i nichtſeien die Auslandskartoffeln nur bei ihren Händlern, a r den 31. Mai 1919. 2
gegen Abgabe der Marke A der blau bedruckten Sonder Das Rädtiſche Ledensmittelamt. te en e v Wir bringen zur öffentlichen Kenntnis, die Wahl Erſter Redner Hauptmann V. Beerfelde.
Diejenigen Haushaltungen mit e eten Srdeng- ordnung f. gürbic Weh ber er der e a ver
m Bunte ceſein bel einem Krententaſſen zum Ausſchuß für die Aneneht der dere Thems Die Arſache des Zuſammenbruchs.gemeldet ſind, können ihre Auslandskartoffeln be nkenk
deliedigen Händler einkaufen. Auch hier erfolgt der Ver 2. für die Wadl der Vertreter der Aerzte und Kranken

kauf während der ganzen Woche. kaſſen zum Vertragkansſchuß bei dem unterzeichneten Ver Ei le mHalle, den 2. Juni 1919. Der Magiſtrat. r i d Zweiter Redner: e e Thema: Was nun m
der Woche en r den werden auf den Rerſevarg den 30. Mai 1919 4 r e f.om 3. unan 23 der Fettlarte für jede Perſon des Haushalts Etädtiſches Verſichern bakennen, Axheiter, Sleinküegee und Betty dieſer ge

50 Gramm Butter zum Preiſe von 46 Pfg. abgegeben. criöſgen der Rände. ammlung. e gDer Verkauf erfolgt vom Donnerstag, den 5., bis Sonn debeſtand des ſosbend, den 7. Juni. Die abgetrennten R Tee e g. e W ree 7 Leuna-Werke.Halle, den 2. Juni 1919. er Wosiſtrat erfeburg, den 30. Mai deSceſſovertenf dw Dienstag, den 3. Juni, abends 6 Ahr,erk det am Dienstag früh, den 3. Juni, in S Sde S e bekannten Geſchäſten markenfrei ſtatt. Eilenburg im Speiſeſaal der ZJentralküche: S
Es kann jedes Quantum abgegeben werden. Die Preiſe Ausgabe von Weizenmeßhl. dider einzelnen Sorten ſind in den Geſchäften deutlich ſicht In der Zeit vom 1. bis 29. Juni 1919 wird jeden bebar angebracht. Der Lebensmittel chein iſt. vorzulegen. gerſorgungsberechtigten auf dem an der Brott deT rn Zufuhren iſt ein Anſtellen vor den l den bin mit dem Se m ginn s 3

e e prozen Weizen aStädtiſcher Verkauf von gemiſchtem Dörro 7 3in der Talamtſchule em Dienstag, den 3. Juni 1919. Wieſenverpachtung. o ialismus u. Kommunismus R
r d h dritte Die ſtädtiſchen Wieſen in der Esieſdansone. Sſgloß JMitte eine mit r t r aue, Bartolomänsaue und der Kültzſchaner Flur, ſowied d ber der Nummern 28001 t ee Redner: Abg. Redakteur KoenenHall-53 h einen ehe waren tebe von Grundſtücen ſogen Klarheit über die politiſche Entwicklung iſt nötig. Des m
u i Mittwoch, den 4. Juni 1919, vormittags 9 i i iteriDes Dörrobſt iſt vor dem Kochen 21 Stunden in kaltem e Freie Ringe ein T halb wird Maſſenbeſuch der Arbeiter und Arbeiterinnen erwartet

Waſſer aufzuweichen. werden.Halle, den 2. Juni 4919. Der Magiſtrat. Eilenburg, den 38. Mai 1919. Der a vEtädtiſcher Verkauf von Pudding und r 3 itt 8 rf J d n „Prghlgry Auo mmer D. 7

ren e abe de 8 Ah e 4. r Lmittelſcheine mit den Rummern 1 vormittag Dienstag, den 3. Juni 1919, n

12 Uhr, und die Jnhaber der Nummern 28001 bis Gt von g. Uhr. Für jede Perſon eines im Geſellſchaſtshaus (fr. Hohenzollern), Sommerſtraße Vebungimien jeden Memta t frei F
Haushaltes kann ein Paket Puddingpulver zum Preiſe von l Hewen und Damen werden zum Kurſus tund Paket Bachyulver zum Preiſe von 10 Pfg. t Fc geTagesordnung x g2Halle, den 3. Juni 1919. Der Magiſtrat. weng Was ſcheidet uns von den Ungdhängigen?

d en Ver Redner: Genoſſe Reankol, Leipzig. Heute trafen ein G0 Fass mmobt 3über den Erlaß von Strafbeſtimmungen durch Freie Ausſprache. ude Relweem für e neue Demobilmachung vom gagßhlreichen Beſuch erwartet *1016 veste Schlemmkreide. de
27. November 1918 wird im Jntereſſe der Bekämpfung Ortsgruppe Meine Kreide ist nieht mit gewahlener, minder- geund Verhütung von Arbeitsloſigkeit für den Bereich des K. P. d. (Spartalusbund), Bitterfeld. wertiger, eandiger Kreide zu verwechoeln. li

Demobilmachungsausſchuſſes Halle, umfaſſend den Stadt g ſ0 de e en otto Kramer, karnen, Vitevade 9/11.e aeegeg Kenwittennere- h. karden Mann
jeden Bedah Ar nahe an h r U. S. P. D. *1015tiſ eitsamt unverzüglich anzumu Stellen in erſter Linie mit den vom n e e 77 das 7 Vnr, Der Weg aash rukonbergsetrasso Z, pt.

Sie zu r n d 1404 lohnt ſich bei Bedarf in4 2. Die Arhgitgeber ſind verpflichtet, je eſetzix als offen u Arbeitsſtellen, die ohne Zutun Htgllederversummlung e h e en
des en rbeitsamtes erfolgt, dieſem unverzüglich 7 I Stots GolegenheHaklafe.
mitzuteilen. agesordnang wiehtig.f z 3. Ageigen, durch die Arbeitskräfte geſucht werden, Vm zahireichee Errobeigen aller Gonorren erraeht M. Stsindorff, Krukenbergſtr. 8 pt. A. Weisse, f g

d von dem Auftraggeber dem ſtädtiſchen Arbeitsamte in Der Vorstand Pelz und Felhandinng.via ganten ſee a e r Zu r deſchehen, in ie an die Zeitungen un ddige tonderer Vereinbarungen bezüglich der Fach Bekanntmachung. de d
tsnachweiſe.Zelceuse I enVinter Chiffre in den ingen ſind vervie Lewerrematigen Stellenvermittler und die Die Zwiſchenſcheine der X. Kriegsanleihe

nicht h Arbeitsnachweiſe ſind verpflichtet, d enet an der gen ten dent i de 4 Schatzanweiſungen wenn wn Juni ab,
l M e De 2 r4ben, insbeſond ch Kpotheten unde die el ne angenehelen 2ſenen Steüen genaue i de 5 9 Schuldverſchreibungen en 23. Juni d. Js. ab ne

h e h r in die endgültigen Stücke mit Zinsſcheinen umgetauſcht werden. u
Das Arbeitzamt iſt berechtigt, jederzeit Einſicht in die Der Umtauſch findet bei der Umtauſchſtelle für die Kriegsauleizen Berlin V 8, Sehren rade 22. ſatt. Reparaturen

Geſchäftsbücher zu nehmen. t Außerdem übernehmen ſämtliche Reichsbankanſtalten mit Kaſſeneinrichtung bis zum 5. Dezember 1919 die koſtenfreie 189 o
et Die gewerbämäßigen Stellenvermittler ſind ver r r ren e v Denſgt I Weni seine nur noch unmittelbar bei der 22 Ukroen e

t tag jeder Woche dem Städtiſchen Umtauſchſtelle für die Kriegsanleil umgetau erden. übern. bei ſolider Ausführungaeehnn de en h. en verangebenden Tage Die Zwiſchenſcheine ſind mit Verzeichniſſen, in die ſie nach den Deträgen und innerhalb dieſer nach der o ägnelen Sr.
angemeldeten offenen Stellen und Arbeitſuchenden Nummernfolge geordnet eingetragen ſind, während der Vormittagsdienſtſtunden bei den genannten Stellen einzu gi. Klausſtr. is d t am d
nach Geſchlechtern getrennt und nach Berufen ge reichen Formulare zu den Verzeichniſſen ſind bei allen Reichsbankanſtalten erhältlich. ackt t c e

4 r r e Den vorangegan enen Firmen und Kaſſen haben die von ihnen eingereichten Zwiſchenſcheine rechts oberhalb der Stücknummer mit (Gegentber Sarlaserſtrase). ſ
t Monat beim Städtiſchen Arbeitsamt eine Nach ihrem Firmenſtempel zu verſehen. Sävanu Eenrog Am n

ne en9 rdn e JIber Pſene Stellen, Arbeitsſuchende und erfolgte Von den Zwiſchenſcheinen der früheren Kriegsanleihen iſt eine ardßere Anzahl noch immer nicht in die ent euße part. rechts. 1461 e

Bee Werden mit Gefängnisſtrafe bis gültigen Stücke umgetauſcht worden. Die Inhaber werden aufgefordert, dieſe Zwiſchenſcheine in ihrem eigenen Jn t g p
rhan Su n rei und mit Geldſtrafe dis zu 10000 Mt. tereſſe möglichſt bald bei der Umtauſchſtelle für die Kriegsanleihen Verlin W s, Behrenſtraße 33, zum Umtanſch 6 Orr g

oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. einzureichen. mit oder ohne Bereifang, 2g. Die Verordnung tritt mit dem 1. Juni d. J. in Berlin, im Juni 1919. r ehoto mit Prois, Alter und r

Halle, den 22. Mai 1915. e oTer Vorſitzende des DemobilmaßHungsausſchuffes Reichsbank Direktorium. re den Stadttreis Galle 1*1013 Havenſtein. v. Grimm. Aniernann Weiteren
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80. Mai 1019,eine Anfrage des Abg. v. K Puten u

ert Mein auf die r der ſchen
da t olksratesgegſerung als unerhoörte Anmghun erachten

egierung werde mit allen zu Gebote ſtehenden Mitteln den
g. rr polniſchen Uebergriffen enkgegentreten.

Der Antra miniſters betreffendwigung zur rafrehlli en Verfolgun Wert ar
l U. Soz.) wegen Beteiligung an einem Aufruhr wirdDe ne r erungMiene ſire V oz.) an die Geſchäftsordnungskom

„Hierauf begründet Abg. Dr. Reinecke (Ztr.) eine före neteJe auberiſche UeberfälleDer Redner erſucht die Regierung, die auſ vem Lande

etg Aufſtellung von CEinwohnerwehren
zu erleichtern. Es gebe zahlreiche Arbeiterräte, die der Bion Einwohnerwehren demmungen in den Weg ſeglen? ung

Unterſtaatsſekretär Dr. Meyer: Die Sicherheit auf dem
latten Lande wird tatſächlich dadurch gefährdet, daß Verbre-
herhanden Plünderur szüge ausführen. Die Landgendarmerie
ſt in kurzer Zeit um 50 Prozent verſtärkt worden, auch der Bil
e Kolonnen aus der Gendarmerie wird lnit größ-
er Beſe zunigung nähergetreten werden. Dancben können
Lir aber auf die Selbſthilfe der Bevölkerung nicht verzichten.
Die Regierung begünſtigt alle dahinzielenden Beſtrebungen und
inkerſtützt die Bildung von Einwohnerwehren.
W n der Unabhängigen wird die Interpellation be

Abg. Dr. Hoffmann-Kattowih (Diſchnatl.) ſchildert die
nangelhaften Sicherheitszuſtände in Oberſchleſien.

Abg. Schümer (Dem.): Mit einer Verſtärkung des poli
jeilichen Schutzes allein iſt es nicht getan. Die Wurzeln für
die beklagenswerten Erſcheinungen liegen mit darin daß inArbeiterkreiſen auf dem Lande, die nicht zu den Selbſtverſor
zern gehören, bitterer Mangel herrſcht, und außerdem gibt es
r auf dem flachen Lande Ausbeuter. Neben polizeilichen
Maßnahmen ſollte man alles tun, um die Urſachen berechtigtern abzuſtellen und eine Verſtändigung unter Pen
eteiligten Kreiſen herbeiführen. Dieſes Mittel iſt vielleicht
Arf eriaer, aber auch eines freien Volksſtaats würdiger. (Bei
all.

Abg. Paul Hoffmann (U. Soz.): Wir beſtreiten das Vor
tommen derartiger Uebergriffe nicht, aber hier will man die
Belegenheit zur Verſtärkung des Polizeiaufgebots und zur
Bildung von benutzen. Vielfach beruht dieBehanptung, den Vanern ſeien ihre Vorräte gewaltſam ent
vendet worden, auf Schiebung. (Große Unruhe rechts. Rufe:
Beweiſe!) Das Militär und die Behörden fallen den Arbeiter
und Soldatenräten geradezu in den Arm bei ihrer ſegensreichen
Tätigkeit. Jn Potsdam hat ſich das Militär unter Anführung
eines Leutnants auf dem Güterbahnhof an der Ausplünderung
von vier Waggons mit Bekleidungsgegenftänden beteiligt. Die,
Arbeiter und Soldatenräte will man beſeitigen, aber zwei Mil-
liarden Mark werden monatlich ausgegeben, um die Freiwilli-
gen- Horden zu unterhalten. rn

Abg. Stendel (Dtſch. Vpt.): Jn Oſtfriesland haben Ar
beiterhorden auf dem Lande geplündert. (Große Unruhe bei
den Soz. und U. Soz., die ſich ſtändig ſteigert, da der Redner
das Wort „Arbeiterhorden“ mehrfach wiederholt. Adolf
Hoffmann ſpringt auf den Redner los und ruft: Sie haben
ein Schamgefühll Anbäauernder LAm. Rufe aut
hn Herunter von der Tribunel Schluß! Glodcke des

Präſidenten, der ſchließlich nur mit Mühe der Unruhe Herr
wird.) Redner erklärt. daß er natürlich nicht alle Arbeiter für
W vorgekommenen Ausſchreitungen verantwortlich machen
wolle.

Unterſtaatsſekretär Dr. Mehyer: Verallgemeinerungen ſind
bedauerlich, weil ſie verſtimmend und verbitternd auf ganze Be
rufsſchichten wirken. Das Wort „Arbeiterhorde“ iſt ein Wider
ſpruch in ſich, denn wer plündert, iſt kein Arbeiter, ſondern ein
Verbrecher. (Sehr richtigl links.) Die Arbeiter werden von
ſolchen Leuten abrücken.

Abg. Klausner (U. Soz.) führt aus. die Freiwilligen
hätten Lebensmittel beſchlagnahmt, die für die Maſſen beſtimmt
waren.

Abg. Meyer-Rheine (Soz.): Wir verurteilen die Aus-
ſchreilungen, weil wir Ordnung wünſchen. Schuld trägt aber
auch die Regierung durch die mangelhafte Verteilung.

Abg Lühtenſtein (U. Soz.) führt aus, daß die Zuſtände in
Oberſchleſien ſich erſt nach dem Erſcheinen der Regierungstrup-
pen und nach der Verhängung des Belagerungszuſtandes ver
ſchlimmert hätten.

Abg. Stubbe (Soz.): Wir weiſen die r der Ar
beiter durch den Abg. Stendel entſchieden zurück. Bei den Vor-
kommniſſen in Oſtfriesland, die wir bedauern, darf man nicht
außer Acht laſſen, daß die ſtädtiſche Bevölkerung erhebliche Ver-
anlaſſung zur Selbſthilfe gehabt hat. Sie mußte mit anſehen,
daß begüterte Mitbürger Erbſen, Butter und Eier auf dem
Wege des Schleichhondels und durch ländliche Beſuche in Fülle
erhalten haben. Außerdem ſind auch Schiebungen größter Art
vorgekommen, die von den Landwirten und Schiebern im Ein
vernehmen mit Bahnbeamten durchgefilhrt wurden. Gerade in
Beſchlognahme von Lebensmitteln, die der Geſamtheit ent-
zogen werden ſollten, haben unſere Arbeiterräte Tüchtiges ge
eher Einwohnerwehren ſtehen die Arbeiter mißtrauiſch
gegenüber.

bg. Reinecke (Zentr.): Wenn man ſich ſo lebhaft gegen
die Plünderer wendet, ſo ſollte man nicht durch Oeffnung der
Gefängniſſe die Zahl der Plünderer vermehren. Es folgte noch
eine verſönliche Auseinanderſetzung zwiſchen den Abgg. Adolf
Hoffmann (U. Soz.) und Stendel (Dtſch. Vpt.).
Es folgt die förmliche Anfrage der Sozialdemokraken,

ob die dringlich nokwendige
Verbeſſerung des Bergarbeiterſchutzes

und die zeitgemäße Reform des Knaprſchaftsweſens auf dem
Wege der Landesgeſetzgebung oder Ka chegeſesgebeng erfolgen
ſoll. Jn Verbindung damit werden förmliche Anfragen
des Zentrums und der Sozialdemokraten betreffend die Lage
der Bergarbeiter im beſetzte'n Saargebiet ver-

ndelt.ehe Rauſchenberg (Soz.): Wir fordern für die Berg-
arbeiter den baldigen Abſchluß von Tarifverträgen, ſowie die
Einſetzung von Arbeiterkontrolleuren, die von den Arbeitern
gewählt und vom Staat beſoldet werden, ferher die Herauf-
ſetzung des Alters der jugendlichen Arbeiter in den Gruben und
das abſolute Verbot der Frauenarbeit, ſowie eine Heraufſetzung
der Arbeitszeit in den Gruben überhaupt, und Einführung des
Fortbildungsſchulzwanges für die Jugendlichen.

Abg. Koßmann (Zentr.) führt Beſchwerde über das Ver
halten der franzöſiſchen Beſatzungsbehörden und tadelt, daß die
Bergwerksdirektion einem Angeſtellten unterſagt habe, ſich be
ſchwerdeführend an ſeinen Abgeordneten zu wenden.

Abg. Zörgiebel (Soz.) ſchildext eingehend die wirtſchaft
liche Lage der Bergarbeiter im Saarrevier Höhere Löhne ſind
notwendig. Die franzöſiſchen Behörden gehen außerordentlich
willkürlich vor. Arbeiter, die ſich widerſeten, werden verhaftet
oder ausgewieſen

Beilage u

e

Handelsminiſter Fiſchbeck: Die preußiſche Regierunſtimmt der e euna des Verfaſſungsentwur für da Rei
u, wonach die Geſetzgebung über das Bergweſen auf das Rei
ibergehen ſoll. Darum iſt es auch nicht m lich, daß die Einzel-
regierungen jetzt noch beſondere Reformen in die Wege leiten.
Ueber die r S Knappſchaftsweſens finden Be

im Reichsarbeitsamt ſtatt. Den Saarrevier haben
ie, Beſatzungsbehörden den Vergwerken bergfremde franzöſiſche

Offiziere beigegeben, die den Achtſtundeniag nicht zugelaſſen
haben. weil die Vergarbeiter in Frankreich 9 Stunden arbeiten
müſſen. Anläßlich des Streiks ſind Kranke und ſogar arbeits
willige Arbeiter gegen alles Völkerrecht verhaftet worden 21
wurden ſchwer beſtraft, 200 unter entwürdigenden Umſtänden
über die Grenze gebracht. Proteſte haben wenig Zwed; es bleibt
nichts anderes übrig, als nach Möglichteit den einzelnen zu
Zelfen. Dafür wird eine beſondere Stelle eingerichtet werden.
Wir werden alles tun, um den Bedrängten an der Saar zu be
en. v e ſie picht perge ſen hat. Wenn ein Ar

indert worden iſt, an einen Abgewenden, ſo mißbillige ich das. (Veifall. geordacten an
Abg. Steger (Ztr.) begrüßt die in Ausſicht ſtehende reichs

efetzliche Regelung des Bergweſens und verbreitet ſich dann
r argebiet. Hierauf wird die Beſpre

Mächte Sitzung. Sonnabend, den 31. Mai, 12 Uhr, mittags

Kuge r d Abg. Dr. v. Krauſe über die
eilungen de ortlantes der Friedensbedingungen Anträge). Schluß 5 Uhr. Wos

Ledebour-Prozeß.
Neunter Verhandlungstag.

Berlin, den 80. Mai 10919.
Zu Beginn der Verhandlung teilt der Vorſitzende mit, daß

d Feſt eſchwerde vom Kammergericht zurückgewieſen wor-

Zeuge Heimann bekundet in hoher Erregung, er ſei, als
er in den Zeitungen die Ausſage des Zeugen Thießenhauſen
gen habe, ſehr empört geweſen, denn die Angabe Thießen
hauſens ſeien zum größten Teil unwahr. Zunächſt habe ihm
der Zeuge Thießenhauſen auf dem Korridor während des
Wartens erzählt, daß er, Thießenhauſen, Angeſtellter des Aus-
r Amtes ſei. Thießenhauſen habe wörtlich geſagt:

in

bei der politiſchen Polizei tätig
und unterfſtehe direkt Herrn Scheidemann. Das
aber darf mich als ehrlichen Menſchen nicht hindern, hier zu
ſagen, da die ganze Darſtellung Thießenhauſens
von den Vorgängen im Polizeipräſidium, nach unſerer Rüdkehr
vom Wolffſchen Telegraphen-Bureau, falſch iſt.

Nach dieſer Ausſage Heimanns wurde Thießenhauſen
vorgerufen und dem Heimann gegenübergeſtellt. Thießenhauſen
räumt zunächſt ein, d er dem Heimann geſagt habe, er ſei
jetzt im Auswärtigen Amt beſchäftigt. Er beſtreitet dagegen
geſagt zu haben, daß er im Polizeidienft tätig ſei. Befragt,
aus welchen Gründen er dieſe folſchen Angaben gemacht bat,
ibt er an, er wollte die Leute nicht auf ſeine Spur hetzen. Auf
efragen der Verteidigung muß er einräumen, daß er in der

Zeit vom 1. März bis 1. April in der Zentrale für Heimat-
dienſt beſchäftigt war, obwohl er dieſe Tatſache bei ſeiner
letzten Vernehmung verſchwiegen hat.

Das militäriſche Mitglied des Vollzugsrats Albrecht, der
vom Revolutionsausſchuß zum Kommandanten beſtimmt wor-
den war, verweigerte die Ausſage.

Zeuge Radke, Kommandant der Volks-Marine-Diviſion,
bekundet, daß es dem Genoſſen Ledebour zu verdanken iſt, daß
Wels nicht von den wütenden Matroſen getötet wurde. Troh
dor VPerhandleingen nd de Vovoinbauiugeea bat die Diegie-
rung im Dezember den Marftall bombardieren laſſen.

Zeuge Grundke war öellvertretender Kompagnieführer
bei den Matroſen im Marſtall. Er bekundet, daß am Monlag,
den 5. Januar, im Hof des Marſtalls Waffen an die Arbeiter
ausgegeben ſeien. Dorenbach ſollre ſpäter verhaftet werden,
weil er ohne Vorwiſſen der anderen Ziviliſten in den Marſtall
eingelaſſen hatte. Der Zeuge beſtätigt, daß ſich Ledebour an

der Wafſenausgabe nicht beteiligt habe.
Nach der Mittagspauſe wird das Mitglied der Volks-Marine-

Diviſion Lemke vernommen. Lemke will von zwer Nviliſten
die Aufforderung erhalten haben, ſie mii 300 Mann zu be-
gleiten, um das Kriegsminiſterium zu beſehen. Man legte
dem wachhabenden Offizier des Kriegsminiſteriums, Leutnant
r eine Aufforderung des Revolutionsausſchuſſes vor,
in welcher die Regierung Ebert- Scheidemann für abgeſetzt er
klärt und die neue revolutionäre Regierung als die rechtmäßige
r der Gewalt angekündigt wurde. Leurnant Ham-
urger forderte die Originalunterſchriften des Revolutions-

ausſchuſſes, dann würde er das Miniſterium friedlich übergeben.
Lemke ging mit den beiden Ziviliſten nach dem Marſtall, um
dieſe Unterſchrift zu holen. Von den drei Vorſitzenden des
Revolutionsausſchuſſes unterſchrieben Scholze und Liebknecht,
letzterer zugleich für den ahmeſenden Ledebour. Lemke kehrteaber nicht zu den 300 bewaſfneten Mann vor dem Kriegs-
miniſterium zurück, ſondern überließ dieſe ihrem Schickſal. Er
meldete ſich auf acht Tage krank und übergab dann die Auf-
forderung des Revolutionsausſchuſſes mit den Unterſchriften
einem Sekretär des Herrn Ebert.

Das Mitglied des Vollzugsrats Büchel muß beſtätigen,
daß Ledebour vor einer Sitzung des Vollzugsrats, am Donners
tag, von Verſöhnung und Vermeidung weiteren Blutvergießens
eſprochen habe. Zeuge Fillbrandti, der im Bureau derMante en Didiſion beſchäftigt war und ſich den ganzen frag-

lichen Montag im Marſtallgebäude bewegt hat, vekundet, daß
es ausgeſchloſſen ſei, daß ſich Ledebour und Liebknecht an der
Verteilung der Waffen irgendwie beteiligt haben könnten. Auch
mit der Einteilung der revolutionären Arbeiter beim Abmarſch
hätten die beiden Führer nicht das geringſte zu tun gehabt.

Die Verhandlung wird auf Sonnabend früh 9 Uhr vertagt.

Aus der Partei.
Der „Deutſche Sozialiſtentag“.

Die Zentralſtelle für Einigung der Sozialdemokratie ver
ſchickt einen Aufruf für ihren am 21. bis zum 28. Juni in Ber
lin ſtattfindenden Kongreß. Für die Delegation wird vorge-
chlagen:

„Jede örtliche Parteiorganiſation ſchickt bis drei
Delegierte auf den Kongreß, die gewillt ſind, dort für die Eini-
gung der ſozialiſtiſchen Parteien einzutreten. Oertliche Partei
organiſationen, die ſich in Städten mit einer Einwohnerzahl
von über 300 000 befinden, ſind befugt, bis fünf Delegierte zu
entſenden. Ferner bitten wir jeden örtlichen Arbeiter
rat (Vollzugsrat, Vollzugsausſchuß), den Kongreß mit bis
drei Vertretern zu beſchicen. Die Parteivorſtände der
einzelnen ſozialiſtiſchen Parteiorganiſationen ſowie der Zen-
tralrat und der Vorſtand der Zentralſtelle für Einigung
der Sozialdemokratie wird eine Anzahl Vertreter wählen, die
keinen geſonderten parteipolitiſchen Standpunkt einnehmen
werden.

Die Delegationen ſollen ſich wegen Zuſtellung von Delegier-

Volksblatt.

vertreter und 81 Stadtiverordnete.

Halle (Saale), 2. Jun
I

melden. Zur Deckung der Koſten wird um Zu g
Geldern gehbeten,

Die Parteileitung der Nnabhängigen Sozialb
77 bereits erklärt, daß unſere Partei mit der Zeatralſ

inigung der Sozialdemokratie nichts zu tun hat. Nicht
künſtliche Einigungsverſuche, ſondern lediglich aus der
kenntnis der Maſſen ſelbſt kann ein wirkſanerx Bund
Proletarier entſtehen.

Paul Dittmann geſtorben.
Der Genoſſe Paul Dittmann in Hambwurg, der ſe

langem ſchwer an Tuberkuloſe erkrankt war, hat ſeinem
freiwillig ein Ziel geſetzt. Mit dem Gen. Dittmann ver
namentlich die Hamburger Parteigenoſſenſchaft, einen ih
tüchtigſten und charaktervollſten Führer, von dem mar in
Zukunft noch viel hätte erwarten dürfen. 1878 gebor-n,
Gen. Dittmann in der vollſten Reife ſeiner Kraft, vernochte
erſt jetzt, nachdem die Feſſeln des Kriegszuſtandes a
in langjähriger praktiſcher Wirkſamkeit geſammelten
rungen und Kräfte zur Entfaltung zu bringen, als p
ein tückiſches Geſchick dieſem Leben ein Ende ſetzte.

Noch mit dem letzten Aufgebot der Kraft wirkte Gen.
mann bei dem Ausbau unſeres Hamburger Parteiblattes,
Hamburger Volkszeitung, mit, das er geſchäftlich konſolidie
und deſſen Verlag er bisher geleitet hat. Mit Eifer widw
er dieſer Aufgabe ſeine letzte Kraft, denn nichts lag ihm
am Herzen, als die Schaffung eines Organs, das dem
burger Proletariat die Richtlinien einer ſelbſtändigen Pr
geben ſollte, die fußend auf dem wiſſenſchaftlichen Sozia'
und den Erfahrungen der deutſchen Parteigeſchichte,
hielt von den Ausſchreitungen nach rechts und n.
der proletariſchen Bewegung in der Revolution ſo
den geſchlagen haben.

Mit tiefem Schmerz ſehen wir Paul Dittmann
deutſche Proletariat, mit dem der Verſtorbene ort
wachſen war, hätte ſeiner bedurft, namentlich in dieſen
Monaten der Sammlung und des Aufbaues, in denei
das Sein oder Nichtſein der proletariſchen Revolution ge.

Es wird ſeiner ſtets in Ehren gedenken,

Aus der Provinz.
Sozialdemokratiſcher Verein U. S. P.

Merſeburg-Querfurt.
Kreisgeneralverſammlung am 29. Mal in Merſebhur

Vor Eroffnung der Verſammlung fang der Geſc
Vorwärts die Kampflieder Jnternationale, Arbeiter a
hafter Beifall wurde den Sängern zuteil. Genoſſe
Koenen begrüßte im Namen der Merſeburger Genoſſe
ſchienenen Delegierten, und gab einen Rüchblick über
wegung und Entwicklung in Merſeburg. e

Zum Jahres und Kaſſenbericht macht der S
tär Genoſſe Sämiſch ergänzende Ausführungen. Dur
Revolution haben wir ungeahnte Fortſchritte gemacht.
Wahlen zur preußiſchen und deutſchen Nationalverſamml

ſowie zu den r t d uns 3re acht. m ganzen Kreiſe haben wirn W 57 Ortſchaften b
eine ſozialdemokratiſche Mehrheit in den Gemeindepar.
ten. Die Arbeiterſchaft iſt ſich ihrer Aufgabe voll bewußt
wird alle Kräfte anſpannen, erſprießliche Arbeit in ſoziali
ſchein Sinne zu verrichten. Vei Veginn des Geſchäftsjah
hatten wir, die zum Militär Eingezogenen eingerechnet, 24
Dciigiteder. Heilte zahlt unſere Drgännuiton vido männ
und 2800 weibliche, zuſummen 10 955 Mitglieder, eine ine
von 3554 Mitgliedern die Zahl der Diſtrikte iſt von 18 an
geſtiegen. Die Mitglieder verteilen ſich auf 211 Ortſchaf
Das Halliſche Volk s blatt wird in 7562. die Leipziger
zeitung in 1960 Exemplaren geleſen. Vildungsausſchü
vier und Jugendausſchüſſe ſechs mit 408 Mitgliedern vor
Das Zentralwablkomitee, unter Leitung des Genoſſen
hatte eine umfangreiche Arbeit zu bewältigen. Es organiſi
97 Wahlverſammlungen, 82 zu den Gemeindevertreterwahler
und 16 Frauenverſammlungen, insgeſammt 145 W
Jm ganzen Berichtsſjahre fanden 252 öffentliche und 165 Mit
gliederverſammlungen ſtatt. Recht ſchwierig waren die Refe
rentenvermitklung und die Verkehréverhältniſſe. Jn den
Diſtriktsleitungen ſind leider nur 11 Genoöoſſinnen vertreten
Dies muß beſſer werden. Zum erſten Male kann auch über daß
Beſtehen von Landarbeiterorganiſationen im Kreiſe aus 28 Ort
ſchaften berichtet werden. Die Geſoinleinnahme beir
19 964,74 Mk., die Ausgabe 18 582,41 Vikf., der Kafſenbeſtan“
mithin 1382,38 Mk. 1000 Pkk. ſind als Wahlbeitrag an
ſchwache Kreiſe im Bezirke abgeführt worden.

Das Jntereſſe aller Parteigenoſſen iſt augenblickli“
weiteren Verlauf der Revolution gerichtet. Aufgabe
wird und muß es ſein, durch Aufklärung der Me
lution vorwärts zu treiben. Wollen wir unſe'
muß jeder einzelne Genoffe voll ſeine Pflicht

Jn der anſchließenden lebhaften Diskuſſion
Dürrenberg der Leitung den Dank aö für f
Arbeiten. Auch die übrigen Disknlonsre
Kritik an den Maßnahmen des Vorſtandes.
Mücheln wünſchte mehr Agitation im Querfi
dies notwendig iſt, beweiſen die ſtaitgefun
wahlen. Genoſſe Daniel- Merſeburg wandte
die Zerſplitterungstätigkeit der Kommuniſle
parek- Halle verurteilte die Handlungsweiſe
noſſen bei der Bürgermeiſterwahl. Trohzde
Parteigenoſſen, wie ſie ſich die Nebraer E
Bewerbungen eingereicht hatten, haben di
einen Bürgerlichen zum Bürgermeiſter gewà
die Gensſſen dringend, bei kommenden Gelet
den Kreistagen, ſich das Nebraet Beiſpiel als
zu laſſen. Die VPoſten, die wir zu beſetzen ha
zuverläſſigen Sozialiſten beſetzt werden. Auch
vollen Wühlarkeit der Kommuniſten die größte
geſchenkt werden. Die Nebraer Genoſſen ſchilderf
ihrer Bürgermeiſterwahl. Der Antrag des Vorſte
der Delegierten bei zukünftigen Kreistagen
wurde angenommen.

Ueber Organiſation und Agitation
Genoſſe Fiedler. Jntenſiv muß gearbeitet wer
wabren Sozialismus in die Maſſen zu tragen.
Diſtrikte müſſen geteilt werden, um allen Genoſſen
zu geben, die Verſammlungen zu beſuchen und die
ſchulen. Die Räke baben noch große Aufgaben zu er
Räteſyſtem muß, weil noch große Unkenntnis dar
ausgiebig diskuliert werden. Diskuſſionsabende
richtet werden, um die ſachlichen Diskuſſionen in
lungen zu beben und Verſammlungsredner heranzu
Frauen müſſen zu Kämpferinnen erzogen werden.
nung der Jngend ſind hauptſächlich die Frauen beruft
ſegeit unſere Jugend noch ſteuerlos herum. Auf der en
wirbt die Junge Garde für die Kommuniſten, anf der
Seite die Arbeiterjugend für die Rechtéſozialiſten.
hier die ziel ſichere Leitung. Zur Schulung der Geme
treter und Stadtverordneten ſollen Konferenzen a
werden, und zwar bezirksweiſe. Wenn wir auf ur
vertrauen und arbeiten, kann keine Partei uns den

3

tenkarten beim Kongreßbuxegu Berlin W. 668, Herrenhaus, an ſtreitig machen, den wir jetzt inne haben,
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naehmittage 23 Uhr
Kur-Konzert,
ausgefähbrt von e

Kapelle des Fäa.-Rges. Nr. e.
Leitung:

Kapelmeisser Otto Haupt
Pintrittspreiseo:

für Erwaehszeno 60 Pfg.,
Kinder 40

Dir.: Rien. Hagedorn.

Seden Abend, Beginn der
letzten Vorstellung 9 Ohr.

Künsfler Konzert des Salon Orchesters Spädtke.
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Falketraesse V.
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ſdeschiſts- lebernnhne

Einem geehrten Publikum zur geil. Nachricht,
dass ich dasL EES nGr. Steinstrasse 41,
übernommen habe.
Bedienung stets zusichernd, zeichnet

Halle (S.), den 1. Juni 1919

1498 Emil Tlotaseh.
leverlödtaltrartel Sanperaen

Wir erſuchen unſere organiſierte Arbeiter
ſchaft, ihre Kinder, welche am Kiuderreigen
zum Gewerkſchaftsfeſt ſich beteiligen wollen,
Mittwoch, den 4. Juni, abends 6 Uhr,
nach dem Herrenkrug zu ſchicken.

e o Der FeſtAusſchuß.
wich Unner. Er. Prachtvole Slder,

t im an 125 Mk., zu tfeigeLe rmlzKienewenn. c Tee Mevler,
s verkaufen. 1492

O Meer Dolaueretr.
e

fung aangiſrüenmmiümgen
eingett. Genorzenschett mit beschr. Huttwklicht.

Far unsere Verkaufetelle in Querfurt wird zum 1. Juli ein

tüchtlger Lagerhalter
gesucht. Bewerbungen mässen bis 8. Juni in unzeren Händen sein.

r Der Vorstand

Streng reeüe und gute

Stadttheater.
den 3. Junk 1919,Anfang Ende 10 Ühr:Belinde. Jimiſen arg

Liebesſtück 1497
von Herbert Eulenberg.
Mittwoch: Martha

C

Faſt neuer gut Wanne
iſt billig zu verkauf. 1608

Böhme, Steinweg 19 gzt. l.

W. fu v. Vr.
Emmy Sturm.

9- 1 u.

3ar T z
Soumng früh 6 Uhr

entriß uns der unerbitt
liche Tod durch Herz
ſchlag meine innigſtge-
liebte rau, unſere gute
Mutter, Frau

lag Fechtel,
geb. Flecke,

im Alter von 40 Jahren.
Jn tiefer Trauer

Heinrich Fechtel
nebſt Kindern,

Barfüßzerſtraßze 16.

Die Beerdigung findet
Mittwoch Nachmittag um
2 Uhr von der Kapelle
des Nordfriedhofes aus

ſtatt. 1602

III T

wiele ind
Aueh auf Teilsahliung.
Friodrioh Gronau

Barfüsserstrasse 16.

Guterh. Fahrrad z
u. Gummibereifung ſofort zu

kaufen geſucht. 1
WE. Dippoid, Gr. Gofenſtr. 12, p.

Frettchen Am 31. Mai verſtarh

e e xbeitsba r w kollege, derW. Kanh. ühlgaſſe 851. ung gen

Grundsatze nach kurzem, ſchwerem
u. Forderungen Krentenlager.
cer Sozigldemokratie. I eore ſeinem Andenken!

Erlänterungen zum hErfurter Programm nachmittags 3 Uhr, an
von

Kantsky und
runo Schönlank.

Breis 50 Pfg. Porto 10 Pfg.
Zu beziehen durch die

u al t

O Schickſſal, wie diſt du hart
An den Folgen einer ſchweren Lungenentzündung

verſtarb nach kurzem Krankenlager am 31. Maimein heißgeliebter Mann, mein lieber Sohn
unſer guter Bruder, Schwager, Schwiegerſohn
und Onkel, der Bäcker

Guſtav Stemmler
J im 31. Lebensjahre.

Dies zeigen an im tiefſten Schmerz:
Frau Klara Stemmler i ſed. venneberg

und Angehör

Halle a. S., Gr. Wallſtraße 5 II.
Beerdigung: da den 2. J nachmitta
Uhr, von der Leichenhalle des

friedhofes aus. 1605

dem GertraudenFried

hof. 1607das Perſonal des
Allg. Konſumvereins

Halle g. d. 6

Dankſagung.
Zurückgekehrt vom Grabe meiner liebengen ſage ich allen denen, welche ihren

ſo reich mit Blumen ſchmückten,
ar Dank. Dank den Genoſſinnen

r den ſchönen Palmenzweig und Geleit
ur lezzten Ruheſtätte. Dank den Genoſſendur bereitwilliges Tragen.

Dir aber, liebe Frau, rufe ich ein
Nuhe ſanft!

in die Ewigkeit nach.

Oswald Schumann,
Freiroda.
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